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In Order to facilitate tlie preparation of a new law on the legal 
Position of the Jewish communities in the British zone, we are Publish¬ 
ing the laws-affectmg their legal Position before and after the Nazis 
eame Io power. In view of the general difficulty to look up these laws, 
it was thought desirable that they shöuld be made more widely known 
through a publication within this seriös. 




LAWS 

ENACTED PRIOR TO 
3öth JANUARY 1933 


WEIMAR CONSTITUTION 

Art. 137. ; Es besteht keine Staatskirche. 

Die Freiheit der Vereinigung zu .Religionsgesellschaften wird gewähr¬ 
leistet. Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften innerhalb des 
Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen. 

Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbständig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Sie 
. verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des Staates oder der bürgerlichen 
Gemeinde. 

Religionsgesellschal'ten erwerben die Rechtsfähigkeit nach'den allge¬ 
meinen Vorschriften des bürgerlichen Rechtes. 

Die Eeligionsgesellschaften bleiben Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes, soweit sie solche bisher waren. Anderen Religionsgesellschaften 
sind auf ihren Antrag gleiche Rechte zu gewähren, wenn sie durch ihre 
Verfassung und die Zahl ihrer Mitglieder die Gewähr der Dauer bieten. 
Schließen sich mehrere derartige öffentlich-rechtliche Religionsgesell¬ 
schaften zu einem Verbände zusammen, so ist auch dieser Verband eine 
öffentlich-rechtliche Körperschaft. 

Die Religionsgesellschaften, welche Körperschaften des öffentlichen 
Rechtes sind, sind berechtigt, auf Grund der bürgerlichen Steuerlisten 
nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen Steuern zu erheben. 

Den Religionsgesellschaften werden die Vereinigungen gleichgestellt,' 
die sich die gemeinschaftliche Pflege einer Weltanschauung zur Auf¬ 
gabe machen. 

Soweit die Durchführung dieser Bestimmungen eine weitere Rege¬ 
lung erfordert, liegt diese der Landesgesetzgebung ob. 

Art. 138. Die auf Gesetz, Vertrag oder besonderen Rechtstitelri be¬ 
ruhenden Staatsleistungen an die Religionsgesellschaften werden durch 
die Landesgesetzgebung abgelöst. Die Grundsätze hierfür stellt das 
.Reich auf. 

Das Eigentum und andere Rechte der Religionsgesellschaften und 
religiösen Vereine an ihren für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätig¬ 
keitszwecke bestimmten Anstalten, Stiftungen und sonstigen Vermögen 
werden gewährleistet. 
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PRUSSIAN LAW of the 30th November* 1920 
regulating for the whole of Prussia the right of leaving a religions 
community which has a Status of public oufhority. ' 

. \ 

4. Gesetz, betreffend den Austritt aus den Religioiisgesellschaften 
öffentlichen Rechts. Vom 30. November 1920. (Gesetzsl. 1921, S. 119.) 

Die verfassunggebende Preußische Landesversammlung hat folgendes 
Gesetz beschlossen, das hiermit verkündet wird: 

§ 1. (1) Wer aus einer Religionsgesellschaft öffentlichen Rechts mit 
bürgerlicher Wirkung austreten will, hat den Austritt bei dem Amts¬ 
gerichte seines Wohnsitzes zu erklären. Die Erklärung muß. zu Protokoll 
des Gerichts Schreibers erfolgen oder als Einzelerklärung in öffentlich be¬ 
glaubigter Form cingereicht werden; Ehegatten sowie Eltern und Kinder 
können den Austritt in derselben Urkunde erklären; bei der Erklärung 
findet eine Vertretung kraft Vollmacht nicht statt. 

(2) Die rechtlichen Wirkungen der Austrittserklärungen treten einen 

Monat nach dem Eingänge der Erklärung bei dem Amtsgericht ein; bis 
dahin kann die Erklärung in der im Absatz 1 vorgeschriebenen Form 
zurüekgenommen werden. . . 

(3) Das Amtsgericht hat von der Abgabe und der etwaigen Zurück- 
.nähme der Austrittserklärung unverzüglich den Vorstand der Religions¬ 
gesellschaft, der der Erklärende angehört, zu benachrichtigen und dem¬ 
nächst dem Ausgetretenen eine Bescheinigung über den vollzogenen 
Austritt zu erteilen. 

§ 2. (1) Die Austrittserklärung bewirkt die dauernde Befreiung des 
Ausgetretenen von allen Leistungen,' die auf der persönlichen Zugehörig¬ 
keit zu der Religionsgesellschaft beruhen. Die Befreiung tritt ein mit 
dem Ende des laufenden Steuerjahrs, jedoch nicht vor Ablauf von drei 
Monaten nach Abgabe der Erklärung. 

(2) Leistungen, die nicht auf der persönlichen Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgesellschaft beruhen, insbesondere Leistungen, die entweder 
kraft- besonderen Rechtstitels auf bestimmten Grundstücken haften oder 
von allen Grundstücken des Bezirks oder von allen Grundstücken einer 
gewissen Klasse in dem Bezirk ohne Unterschied des Besitzers zu ent¬ 
richten sind, werden durch die Austrittserklärung nicht berührt. 

§ 3. Für das Verfahren werden Gerichtskbsten nicht'erhoben; zu der 
Beglaubigung der Erklärungen und zu der Bescheinigung über den Aus¬ 
tritt wird kein Stempel berechnet. 

§ 4. . (1) Die Bestimmungen dieses Gesetzes finden auch auf den Aus¬ 
tritt aus der einzelnen Synagogengemeinde Anwendung. 

• (2) Ein Jude, der aus einer Synagogengemeinde ausgetreten ist, wird 
nur dann Mitglied einer anderen Synagogengemeinde, wenn er ihrem 
Vorstande seinen Beitritt schriftlich erklärt. / 

§ 5. (1) Dieses Gesetz tritt mit seiner Verkündung in Kraft. 

(2)-Die Gesetze, betreffend den Austritt aus der Kirche, vom 14. Mai 
1873 (Gesetzsammlung S. 207) betreffend den Austritt aus den jüdischen 
Synagogengemeinden vom 28. Juli 1876 (Gesetzsammlung S. 353) und 
betreffend die Erleichterung des Austritts aus der Kirche und aus den 
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jüdischen Synagogengemeinden, vom 13. Dezember 1918 (Gesetzsamm 
lung S. 199), werden aufgehoben. 

Berlin, den 30. November 1920. 

Die Preußische Staatsregierung, gez. Unterschriften. 


PRUSSIAN LAW of the 23th July 1847 
regulating the position of the Jews in Westphalia and the 
* North Rhineprovince 



35. Bildung- von Synagogengemeinden (Judenschaften). 

Die Juden sollen nach Maßgabe der Orts- und Bevölkerungsverhält¬ 
nisse dergestalt ih S^nagogengemeinden (Judenschaften) vereinigt 
werden, daß alle 2) innerhalb eines Synagogenbezirks wohnenden 
Juden einer solchen Gemeinde angehören. 

3G. Die Bildung der Synagogenbezirke erfolgt durch die Regierungen 

1) nach Anhörung 2) der Beteiligten. v 

Die Regierungen sind ermächtigt, die in dieser Weise gebildeten 
Synagogenbezirke nach dem Bedürfnisse abzuändern und die-hierauf 
bezüglichen Verhältnisse, unter. Zuziehung 3) der Beteiligten ein¬ 
schließlich der etwa vorhandenen Gläubiger, zu ordnen. 

37. Die einzelnefi Synagogengemeinden erhalten in bezug auf ihre Ver¬ 
mögensverhältnisse die Rechte juristischer Personen. 

38. Jede* Synagogengemeinde erhält, einen Vorstand und eine angemes- 
. sene Zahl von Repräsentanten. ' 

39. Der Vorstand besteht aus mindestens 1) 3, höchstens 7 Mitgliedern 
”2) welche ihr Amt unentgeltlich 3) verwalten. - 

40. Die Zahl der Repräsentanten der Synagogengemeinde soll minde¬ 
stens 9 und höchstens 21 betragen. 

41. Sämtliche 1) männliche, volljährige 2) unbescholtene 3) Mitglieder der 
Synagogengemeinde, welche sich selbständig ernähren 4) und mit 
Entrichtung der Abgaben für die Synagogengemeinde während- der 

. letzten 3 Jahre nicht in Rückstand 5) geblieben sind, wählen die Re¬ 
präsentanten und diese den Vorstand 6) auf 6 Jahre. Die Wahl ist 
überall zugleich auf eine entsprechende Zahl von Stellvertretern zu. 
richten 7). 

42. Das Wahlgeschäft 1) wird durch einen Abgeordneten der Regierung 

2) geleitet. Nach Ablauf der ersten 3 Jahre scheidet die Hälfte der 
Vorstandsmitglieder und der 1 * Repräsentanten nach dem Lose, dem¬ 
nächst jedesmäl die ältere 3) Hälfte aus. 

43. Die Wahlen der Mitglieder des Vorstandes 1) unterliegen der Geneh¬ 
migung der Regierung 2) welche die ganze Wirksamkeit des Vor¬ 
standes zu beaufsichtigen 3) hat und befugt ist, einzelne Mitglieder 
wegen vorsätzlicher Pfliehtwidrigkeit oder wiederholter Dienstver¬ 
nachlässigungen nach voraufgegangener administrativer Untersuchung 

.* durch Beschluß zu entlassen 4). • 

44. Der Vorstand 1) ist das Organ, durch welches Anträge oder Beschwer¬ 
den der Synägogengemeinde an die Staatsbehörde 2) gelangen. Er 
hat über alle die Synagogengemeinde betreffenden Angelegenheiten 
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und über einzelne zu ihr gehörige Mitglieder den Staats- und Kom- 
munalbehörden auf Erfordern pflichtmäßig und unter eigener Ver¬ 
antwortlichkeit Auskunft zu erteilen. Derselbe führt die Verwaltung 
der Angelegenheiten der Synagogengemeinde, hat die. Beschlüsse der 
Repräsentanten (Paragraph 47) zu veranlassen und zur Ausführung 
zu bringen 3) auch die Synagogengemeinde überall gegen dritte Per¬ 
sonen, insbesondere in allen Rechtsgeschäften, sie mögen die Erwer¬ 
bung von Rechtep oder die Eingehung von Verbindlichkeiten be¬ 
treffen, zu vertreten. 

45. Dem Vorstande steht die Wahl und Anstellung der Verwaltungs¬ 
beamten 1) zu. Derselbe hat jedoch vor jeder Anstellung die Reprä¬ 
sentanten über die Würdigkeit der anzustellenden Personen zu hören.2) 

46. Die Repräsentantenversammlung erhält durch ihre Wahl und das 
Gesetz die Vollmacht und Verpflichtung, die Synagogengemeinde nach 
Maßgabe dieser Verordnung ohne Rücksprache mit der ganzen Ge¬ 
meinde oder mit Abteilungen'derselben, nach Überzeugung und Ge¬ 
wissen zu vertreten und verbindende Beschlüsse für die Gemeinde 
zu fassen 1). 

Die Repräsentanten haben nicht einzeln, sondern nur in der Gesamt¬ 
heit die Befugnis, durch gemeinschaftliche Beschlüsse von der gesetz¬ 
lichen Vollmacht Gebrauch zu machen. - 

Die Repräsentanten Versammlung kontrolliert die Verwaltung des 
Vorstandes. Sie ist daher berechtigt uhd verpflichtet, sich von der 
Ausführung ihrer Beschlüsse aind der Verwendung der 'Gemeinde¬ 
einnahmen Überzeugung zu verschaffen, die Akten einzusehen, die 
Rechnungen zu prüfen, dagegen Erinnerungen zu machen und De- 
chargen zu erteilen usw. 2). 

Sofern sie zu finden glaubt, daß dem Vorstande oder dessen ein¬ 
zelnen Mitgliedern Vernachlässigungen oder Pflichtverletzungen zur 
Last fallen, so hat sie dies der Regierung zur Untersuchung und Ver-' 
fügung anzuzeigen’ 3). 

Der Vorsteher .und die einzelnen Repräsentanten sind der Gemeinde 
für den ihr zugefügten Nachteil verantwortlich, wenn sie sich der Ab¬ 
stimmung entziehen, wenn sie durch Ordnungswidrigkeiten die Be¬ 
schlüsse vereiteln, od^* sich ungebührlicherweise in die Ausführung 
mischen. Dagegen sind sie für den Inhalt ihrer Beschlüsse nur dann 
verantwortlich, wenn sie wider besseres Wissen, also’ in unredlicher 
Absicht , verfahren haben 4). 

47. In allen lediglich den inneren Haushalt d&r Synagogengemeinde 
betreffenden Angelegenheiten ist der Beschluß der Repräsentanten- 
Versammlung durch den Vorstand zu veranlassen 1). Dahin gehört: 

1. Festsetzung des Etats 2); 

2. Verpachtung, Verwaltung und Verpfändung 3) von Grundstücken; 

3. Anstellung von Prozessen und Abschließung von Vergleichen über 
Gerechtsame der Synagogengemeinde* oder über die Substanz des 
Vermögens derselben 4); 

4. Verträge, welche außer den Grenzen des Etats liegen? und außer¬ 
ordentliche, den Etat übersteigende Geldbewilligungen 5). 

Die Beschluß nähme der Repräsentanten, wenn sie den bestehenden 
Gesetzen nicht widerspricht, ist in der Regel bindend für den Vor- 
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stand. Hat' derselbe jedoch die Überzeugung, daß der Beschluß der 
Gemeinde nachteilig sein werde, so hat er die Bestätigung zu ver¬ 
sagen, und wenn der anzustellende y ersuch einer Vereinigung erfolg¬ 
los ist, die Entscheidung der Regierung einzuholen 6). 

48. Außer dem Einverständnisse des Vorstandes und der Repräsentänten- 
versammlung 1) ist auch noch die Genehmigung der Regierung er¬ 
forderlich 

1. zur Einführung neuer Auflagen 2); 

"2. zur Aufnahme von Anleihen 3) und zum Ankäufe von Grund- 
. stücken 4); 

3. zur freiwilligen Veräußerung von Grundstücken ünd Realberech¬ 
tigungen der Synagogengemeinde, welche überhaupt stets nur nach 
vorgängiger Taxe 5) im Wege öffcntlicher-Lizitation 6) erfolgen darf. 

49. Die Regierungen 1 y haben nicht nur in den Fällen zu entscheiden, 
welche ihnen in diesem Gesetze ausdrücklich überwiesen sind 2), 
sondern sind auch im allgemeinen berechtigt und verpflichtet, 

1. sich Überzeugung zu verschaffen, ob in jeder Synagogengemeinde 
die Verwaltung nach den Gesetzen überhaupt und nach gegerj- 
wärtiger Verordnung insbesondere eingerichtet ist; 

2. dafür zu sorgen, daß die Verwaltung, fortwährend in dem vor- 
geschriebenen Gange bleibe und angezeigte Störungen beseitigt 
weiden; 

3. die Beschwerden Einzelner über die Verletzung der ihnen als Mit¬ 
glieder der Gemeinde zustehenden Rechte 3)' zu untersuchen und 
zu entscheiden. 

In allen Angelegenheiten der Synagogengemeinden geht der Rekurs 
an die Regierung, und gegen deren Entscheidung an die Oberpräsi¬ 
denten. Der Rechtsweg ist gegen die Entscheidung der Regierung 
nur dann zulässig, Wenn die Klage auf einen speziellen privatrecht¬ 
lichen Titel gegründet wird. 4 

50. Uber'die Wahl und die Befugnisse des Vorsitzenden in dem Vor¬ 
stande und des Vorstehers der Repräsentanten Versammlung, sowie 
über die Zahl der Mitglieder des Vorstandes und der Repräsehtariten- 
versammlung, der Stellvertreter dersÄben, ferner darüber, ob die 
Wahl in den Vorstand. auf jüdische Einwohner des Hauptortes des 
Synagogenbezirks beschränkt bleiben, und welche Reisekostenent¬ 
schädigung im anderen Falle den Gewählten gewährt werden soll, 
sind die erforderlichen Bestimmungen in ein der Bestätigung des 
Oberpräsidenten unterliegendes Statut aufzunehmen. Dasselbe kann 

* auch besondere Festsetzungen über cfes Verhältnis des Vorstandes 
und der Repräsentanten gegeneinander und gegen die Synagogen¬ 
gemeinde, namentlich in Beziehung auf die den Kultus betreffenden 
inneren Einrichtungen (Paragraph 51) enthalten 1). 

Die erste Wahl des Vorstandes und der Repräsentanten erfolgt nach 
Vorschrift der Regierung. Diese hat auch nach stattgefundener Wahl 
das Erforderliche wegen Abfassung der Statuten anzuordnen, welche 
binnen einer festzusetzenden Frist von dem Vorstande und den Re¬ 
präsentanten zu entwerfen und der Regierung einzureichen sind. So¬ 
fern der Entwurf innerhalb der gesetzten Frist nicht eingeht, ist von 
der Regierung über die dem Statute vorbehaltenen Bestimmungen 
ein die Synagogengemeinde bindendes Reglement zu erlassen 2). 
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51. Die- auf den Kultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in 
jeder einzelnen Synagogengemeinde, solange und soweit nicht das 
Statut ein anderes festsetzt. (Paragraph 50), der Vereinbarung des 
Vorstandes und der Repräsentanten überlassen 1). Die Regierung 
hat von diesen Einrichtungen nur insoweit Kenntnis zu. nehmen und 
Entscheidung zu treffen, als die öffentliche Ordnung ihr Einschreiten 
erfordert 2). 

52. Dem Statute einer jeden Synagogengemeinde bleibt die Bestimmung 
darüber Vorbehalten 1) ob Kultusbeamte 2) angestellt und wie die¬ 
selben gewählt werden sollen. Bis dahin behält es wegen dieser 
Wahlen bei demjenigen, was in den einzelnen Judenschaften her¬ 
kömmlich ist und in Ermangelung eines festen Herkommens bei den 
allgemeinen gesetzlichen Vorschriften wegen der Wahl von Gesell- 
schaftsbeamten sein Bewenden 3). Die gewählten Kultusbeamten 
dürfen in ihr Amt nicht eher eingewiesen werden, bis die Regierung 
erklärt hat, daß gegen ihre Annahme nichts zu erinnern ist 4). Die 
Regierung hat bei dieser Erklärung außer den Förmlichkeiten der 
Wahl nur darauf Rücksicht zu nehmen, ob die gewählten Kultus¬ 
beamten unbescholtene Männer sind 5). 

53. Entstehen innerhalb einer Synagogengemeinde Streitigkeiten. über 
die inneren Kultuseinrichtungen, welche auf Bildung einer, neuen 
Synagoge abzielen, so sind die .Minister der geistlichen usw. Ange¬ 
legenheiten und des Innern ermächtigt, auf den Antrag der Inter¬ 
essenten eine Begutachtung der obwaltenden Differenzen durch eine 
zu diesem Zweck einzusetzende Kommission eintreten zu lassen. 
Kann durch den Ausspruch der Kommission der Konflikt nicht aus¬ 
geglichen werden, so haben die Minister unter Benutzung des von 
der Kommission abgegebenen Gutachtens darüber Anordnungen zu 
treffen, mit welcher Maßgabe entweder die Einrichtung eines abge¬ 
sonderten Gottesdienstes oder die Büdung einer neuen Synagoge zu 
gestatten ist. Zugleich haben dieselben mit- Ausschluß des Rechts¬ 
weges zu bestimmen, welcher Teil im Besitz der vorhandenen Kultus¬ 
einrichtungen und des Vermögens der 'Synagogengemeinde verbleibt. 

54. Diese Kommission soll, so oft .das Bedürfnis es erfordert, unter der 
Aufsicht eines Regierungsabgeordneten in Berlin zusammentreten und 
aus neun Kultusbeamten oder anderen Männern jüdischen Glaubens 
bestehen, “ die das Vertrauen der Synagogengemeinde, welcher sie 
angehören, besitzen. 

.55. Die Mitglieder der Kommission mit* einer angemessenen Zahl von 
Stellvertretern werden von den Ministern der geistlichen usw. Ange¬ 
legenheiten und des Innern auf den Vorschlag der Oberpräsidenten, 
welche dabei die Anträge der Synagogengemeinden ihres Verwal¬ 
tungsbezirks besonders zu berücksichtigen haben, auf die Dauer von 
sechs Jahren ernannt. 

56. Die durch den Zusammentritt der Kommission erwachsenden Kosten 
werden von den sämtlichen Synagogengemeinden des Staates nach 
Verhältnis des Kostenbetrages ihrer gesamten Bedürfnisse (Para- 

' graph 58) aufgebracht. 

57. Die Kommission beschließt über die ihr zur Begutachtung vorgelegten' 
Gegenstände nach absoluter Stimmenmehrheit und hat die zu er- 






stattenden Gutachten unter Beifügung von Gründen vollständig* aus¬ 
zuarbeiten. 

58. Die Kosten des Kultus und der übrigen die Synag&gengemeinde be¬ 
treffenden Bedürfnisse 1), zu welchen auch die Einrichtung und Unter¬ 
haltung der Begräbnisplätze 2) gehört, werden nach den durch das 
Statut einer jeden Synagogengembinde näher zu bestimmenden 
Grundsätzen 3) auf die einzelnen Beitragspflichtigen umgelegt, und 
nachdem die Heberollen von der Regierung für vollstreckbar erklärt 
worden sind, im Verwaltungswege eingezogen. Der Rechtsweg 4) ist 
wegen solcher Abgaben und Leistungen nur insoweit zulässig, als 
jemand aus besonderen Rechtstiteln die gänzliche Befreiung von Bei¬ 
trägen geltend machen will, oder in der Bestimmung seines Anteils 
über die-Gebühr belastet zu sein behauptet. 

Ob und inwieweit einzelne, zerstreut und von dem Mittelpunkte des 
Synagogenbezirks entfernt wohnende Juden zu den von. der Syna¬ 
gogengemeinde aufzubringenden Kosten, insbesondere zu den Kultus- 
bedürfnissen* beizutragen haben, ist von den Regierungen nach Maß¬ 
gabe der Vorteile festzusetzen, welche jenen Juden durch «die Ver¬ 
bindung mit der Synagogengemeinde zuteil werden 5). 

Von neu anziehenden Juden darf ein sogenanntes Eintrittsgeld von 
der Synagogerigemeinde auch an demjenigen Orten, wo solches bisher 
üblich gewesen, künftig nicht mehr gefordert werden. 

59. Die der besonderen Armen- und- Krankenpflege der Juden gewid¬ 
meten Fonds und Anstalten, welche schon bisher von den jetzigen 
und früheren Vorständen der Judenschaften oder Synagogengemein¬ 
den vergaltet und beaufsichtigt worden sind, werden auch künftig 
von denselben, vorbehaltlich des Oberaufsichtsrechts der Regierung, 
beaufsichtigt und verwaltet, neue derartige Fonds und Anstalten aber 
nur dann, wenn dies in der Stiftung ausdrücklich bestimmt ist. 

(10. In bezug auf den öffentlichen Unterricht gehören die schulpflichtigen 
1) Kinder der Juden den ordentlichen Elementarschulen 2) ihres 
Wohnorts an. 

Guttentag’sche Sammlung Preußischer Gesetze, 

Dr. jur. et rer. pol. Max Kollenscher, 
Rechtsverhältnisse der Juden. 


Ordinance oft the 8th February 1854 
regulafing the Position of the Jews in the former Duchy of Schleswig 

§ 15. Synagogen. Zur Einrichtung von Synagogen ist eine besondere 
allerhöchste Erlaubnis erforderlich. 

§ 16. Anstellung eines jüdischen Geistlichen. Sämtliche Juden in 
Unserem Herzogthum Schleswig werden als Mitglieder einer größeren 
Gemeinde, von welcher niemand sich ausschließen kann, angesehen. Für 
selbige wird • bis weiter ein Geistlicher angestellt, welcher von uns er¬ 
nannt, und dessen, durch Beiträge der Gemeinde auszubringendes, Gehalt 
ebenfalls von uns bestimmt, wird. Dieser Geistliche, welcher der däni¬ 
schen und der deutschen Sprache mächtig sein muß, und an einem seiner 
Zeit zu bestimmenden Orte., seinen Aufenthalt zu nehmen hat, soll zur 
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Vornahme geistlicher Amtsvorrichtungen in Beziehung auf die Juden 
allein befugt und für seine Handlungen, bei welchen er die Gesetze des 
Herzogthums zu beobachten hat, Uns .verantwortlich sein. 

§ 17. Bildung’ kleiner Gemeinden. Übrigens soll es, wo mehrere 
Juden- an einem Orte wohnen, ihnen nicht verweigert sein, kleinere 
Gemeinden zu bilden und zur Leitung ihrer Religionsübung einen von 
ihnen selbst zu gagirenden Vorsänger anzünehmen. 

§ 18. Vorsteher. An denjenigen Orten, wo mehrere jüdische Familien 
wohnen, sollen zur Besorgung ihrer gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
Vorsteher* erwählt , werden, welche Männer voji unbescholtenem Ruf sein 
und das 25ste Jahr zurückgelegt haben sollen. Die Wahl wird von den 
zu den Gemeindelasten beitragenden Mitgliedern vorzunehmen und von 
der Obrigkeit zu bestätigen sein. 

§ 19. Deren Obliegenheiten. Den Vorstehern liegt es besonders ob, 
die Aufsicht über den Gottesdienst und die Schule der beikommenden 
Juden zu führen, für die Aufbringun| und Reparation der erforderlichen 
Geldmittel zu sorgen und über Einnahmen und Ausgaben gehörige Rech¬ 
nung zu führen. 

§ 20. Specielle Regulative. Das hinsichtlich der Organisation, Ver¬ 
waltung usw. der einzelnen Gemeinden weiter Erforderliche wird nöthi- 
genfalls durch besondere Regulative festgesetzt. 

Law of the 24th June 1863 

regulating the. position of the Jews in the Duchy of Holstein 

§ 10. Bildung jüdischer Gemeinden zum Zweck gemeinschaftlicher 
Religionsübung. Jeder im Herzogtum Holstein wohnhafte Jude muß Mit¬ 
glied einer jüdischen religiösen. Gemeinde sein. 

Insoweit nach dem Ermessen der Regierung das Bedürfnis dazu vor¬ 
handen ist, sind außer den bereits bestehenden Gemeinden an den dazu 
geeigneten Orten neue Gemeinden zu bilden, deren Mitglieder die Kosten 
der Herstellung und Unterhaltung der zur Religionsübung dienenden 
Einrichtung gemeinschaftlich abzuhalt.en haben, wohingegen die Juden 
von persönlichen Beiträgen für das christliche Kiuchenwesen befreit sind. 

Uber die Gemeindeangehörigkeit derjenigen Juden, an deren Wohnort 
eine jüdische Gemeinde nicht existiert, hat in Zweifelsfällen die Regie¬ 
rung zu entscheiden. 

§ 11. Geistliche. Bei jeder Gemeinde oder, falls die Gemeinden zu 
klein sind, um einen eigenen Geistlichen zu halten, bei mehreren gemein¬ 
schaftlich, soll ein Geistlicher angestellt werden, der auf Vorschlag der 
Gemeinde Allerhöchst ernannt wird und dessen von der Gemeinde auf¬ 
zubringende Einkünfte ebenfalls von Uns bestimmt werden. 

Der .Oberrabbiner in Altona ist zugleich oberer Geistlicher, dem die 
übrigen jüdischen Geistlichen hinsichtlich ihrer' Amtsverrichtungen und 
in Sachen, welche den Cultus und die religiösen Ceremonien angehen, 
untergeordnet sein sollen; indessen wollen Wir es Uns Vorbehalten haben, 
wo die Umstände es erforderlich erscheinen lassen; einzelne Gemeinden 
von dieser Unterordnung unter den Oberrabbiner auszunehmen. Geist¬ 
liche Amts Verrichtungen dürfen, sobald die -Regulierung der Gemeinden 





und die Anstellung der Geistlichen erfolgt sein wird, von keinem anderen 
als den von Uns bestellten, auf die Beobachtung der allgemeinen Landes-' 
gesetze zu~ verpflichtenden Geistlichen vorgenommen werden. 

§ 13. Vorsteher. Zur Besorgung der GemeiAdeangelegenheiten soll 
jede Gemeinde Vorsteher haben, welche von der Gemeinde gewählt 
werden, Männer von unbescholtenem Rufe, sowie am Sitz der Gemeinde 
wohnhaft sein und das 25. Lebensjahr zurückgelegt haben müssen. 
Außerhalb der Gemeindeorte können auch da, wo mehrere jüdische 
Familien wohnen, von diesen zur Wahrnehmung ihrer gemeinsamen An¬ 
gelegenheiten besondere Vorsteher gewählt werden. Über die Wahl der 
Vorsteher ist der Obrigkeit eine Anzeige zu beschaffen. 

§ 15. Gemeinde-Regulative. Das hinsichtlich der Organisation, Ver¬ 
waltung usw. der einzelnen Gemeinden weiter Erforderliche, insbeson¬ 
dere die näheren Bestimmungen über Gemeindewahlen', über die Anzahl 
der Gemeindevorsteher, deren Officien und die Geschäftsverteilung unter 
denselben, über die Grenzen der Befugnisse des Vorstandes gegenüber 
der Gemeinde, über die Geschäftsordnung in den Gemeinde- und Vor¬ 
standsversammlungen, über Budget- und Rechnungswesen,, über die Auf¬ 
bringung der Gemeindeabgaben s. w. d. a., werden für die einzelnen Ge¬ 
meinden, soweit diese Angelegenheiten nicht bereits in zufriedenstellender 
Weise geordnet sind, durch besondere, von der Gemeinde zu entwerfende 
und regierungsseitig zu bestätigende Regulative festgesetzt. 

§ 16. Anstellung dines jüdischen Geistlichen. Sämtliche Juden in 
Unserem Herzogthum Schleswig werden als Mitglieder einer größeren 
Gemeinde, von welchen niemand sich ausschließen kann,- angesehen. Für 
selbige wird bis weiter ein Geistlicher angestellt, welcher von Uns er¬ 
nannt, und dessen, durch Beiträge der Gemeinde aufzubringendes Gehalt 
ebenfalls von Uns bestimmt wird. Dieser Geistliche, welcher der däni¬ 
schen und der deutschen Sprache mächtig sein muß, und an einem 
seiner Zeit zu bestimmenden Orte seinen Aufenthalt zu nehmen hat, 
soll zur Vornahme geistlicher Amts Verrichtungen in Beziehung auf die 
Juden allein befugt und für seine Handlungen, bei welchen er die Ge¬ 
setze des Herzogthums zu beobachten hat, Uns verantwortlich sein. 

§ 17. Bildung kleinerer Gemeinden. Übrigens soll es, wo mehrere 
Juden an einem Orte wohnen, ihnen nicht verweigert sein, kleinere 
Gemeinden zu bilden und sur Leitung ihrer Religionsübung einen von 
ihnen selbst zu gagirenden Vorsänger anzunehmen. 

§ 18. Vorsteher. An denjenigen Orten, wo mehrere jüdische Familien 
wohnen, sollen zur Besorgung ihrer gemeinschaftlichen Angelegenheiten 
Vorsteher gewählt werden, welche Männer von unbescholtenem Ruf sein 
und das . 25ste Jahr zurückgelegt haben sollen. Die Wahl wird von den 
zu den Gemeindelasten beitragenden Mitgliedern vorzunehmen und von 
der Obrigkeit zu bestätigen sein. 

§ 19. Deren Obliegenheiten. Den Vorstehern liegt es besonders ob, 
die" Aufsicht über den Gottesdienst und die Schule der beikörpmenden 
Juden zu führen, für die Aufbringung und Repartition der erforderlichen 
Geldmittel zu sorgen und über Einnahmen und Ausgaben gehörige Rech¬ 
nung zu führen. 
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Law of the 7th November 1864 

regulating tbe Position of the Jewisch Cortimunities in Hamburg 

Note: A formal act by which the Jewish Com- 
munities were given legal Status in Hamburg 
does not exist. No rules were laid down to 
determinate the power of the State towards these 
communities or to reserve rights to them. In fact, 
the Hamburg State supervised them in the same 
way as it supervised the Christian (non-lutheran) 
communities and considered itself entitled ta do 
so by precedent. 

§ 4. Die sämtlichen zur Zeit der Publication dieses Gesetzes im Ver¬ 
bände der beiden Israelitischen Gemeinden befindlichen Mitglieder und 
die Angehörigen derselben, mithin sowohl, diejenigen, welche im Ge- 
meindeverbande verbleiben, als auch diejenigen, welche aus demselben 
austreten, und, zwar auch für den Fall, daß sie zu einer anderen vorrv 
Staate anerkannten religiösen Genossenschaft übertreten oder aus dem 
hiesigen Staatsverbande entlassen werden, sind verpflichtet, die .behufs 
Erfüllung der bereits bestehenden finanziellen Verbindlichkeiten der Ge¬ 
meinde erforderlichen Beiträge zu leisten; und zwar: 

sofern sie der Deutsch-Israelitischen Gemeinde angehören, nach Maß¬ 
gabe der Bestimmungen der §§ 12—17 dieses Gesetzes; und, sofern 
sie der Portugiesisch-Jüdischen, Gemeinde angehören, nach Maßgabe 
einer mit dem Vorsteher-Collegium dieser Gemeinde zu treffende 
Verständigung. Sollte eine solche nicht zu Stande zu bringen sein, 
ist die Differenz, zur Entscheidung in erster und letzter Instanz, an 
den Senat zu bringen. 

§ 5. Den hiesigen Israelitischen Gemeinden gehören künftig an: 

a) alle diejenigen jetzigen Mitglieder und die Angehörigen derselben, 
deren Austritt aus der betreffenden Gemeinde nicht nadi Vorschrift § 3 
innerhalb der dort gesetzten Frist angezeigt worden ist, so wie 

b) alle diejenigen Israeliten nebst ihren Angehörigen, welche späterhin 
unter den festzustellenden statutenmäßigen Bedingungen (§ 6), oder, bis 
zur Feststellung derselben, unter den von dem betreffenden Vorsteher- 
Collegium zu bestimmenden Bedingungen, in eine der hiesigen Gemeinden 
eintreten. Den Neueingetretenen steht übrigens selbstverständlich der 
Wiederaustritt in Gemäßheit der Bestimmungen des "§ 3, 1, jederzeit frei. 

§ 6. Die Vorsteher-Collegien der beiden Gemeinden haben drei Mo¬ 
nate nach Publication dieses Gesetzes unter Zuziehung von gewählten 
Gemeinde-Repräsentanten die künftigen Gemeinde-Statuten festzustellen. 

Die zu treffenden Bestimmungen über die Zahlend über die Wahlart 
dieser zuzuziehenden, aus den dann vorhandenen Gemeinde-Mitgliedern 
zu entnehmenden Repräsentanten, bleiben den Vorsteher-Collegien Vor¬ 
behalten. 

Die neuen Gemeinde-Statuten sind, behufs Ausübung der dem Staate 
zustehenden verfassungsmäßigen Oberaufsicht 1) dem Senate vorzulegen. 

§ 7. Bis zur Feststellung der Gemeinde-Statuten und bis dahin, daß 
auf Grundlage derselben anderweitige Bestimmungen getroffen worden 
sind, ist jedes, in einer der beiden bestehenden Gemeinden verbleibende 
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oder neu eintretende Mitglied, sowie jeder steuerpflichtig werdende Ge¬ 
meindeangehörige, sofern er nach § 3 seinen Austritt nicht erklärt hat, 
zur Leistung eines jährlichen Beitrages zu den Gemeinde-Ausgaben in 
der Art verpflichtet, daß dieser jährliche Beitrag für den Steuerpflich¬ 
tigen der Deutsch-Israelitischen Gemeinde, in Berücksichtigung des außer¬ 
dem zu zahlenden Liquidationsbeitrages, höchstens bis auf 1 pCt. "des 
jährlichen Erwerbs zu bestimmen ist; und für den Steuerpflichtigen der 
Portugiesisch-Jüdischen Gemeinde, unter Einrechnung des etwa erforder¬ 
lich-werdenden und festzustellenden Liquidationsbeitrages, die bisher be¬ 
stehenden Besteuerungsgrenzen nicht überschreiten darf. 

§ 8. Die Armen- und Krankenpflege, so wie das. Armen-Schulwesen • 
der Israelitischen Gemeinden hört auf ein obligatorisches zu sein. Die 
erforderlich werdende Unterstützung wird den jüdischen Staatsange^ 
hörigen künftig in gleicher Weise wie allen übrigen Staatsangehörigen 
durch die öffentlichen Wohltätigkeits-Anstalten gewährt. 


Regulation for the Jewisch Community in Luebeclc of lOth April 1865 

I. Von der Gemeinde im Allgemeinen 

Art. 1. Zweck der Gemeinde und Mitgliedschaft. Die israelitische Ge¬ 
meinde zu Lübeck bildet, unter der Oberaufsicht des Staates, eine Reli¬ 
gionsgesellschaft zum Zweck .der Ordnung und Leitung der israelitischen 
Cultus-Angelegenheiten nach ihren verschiedenen Beziehungen, nament¬ 
lich auf Religionsübung, Unterricht und Wohltätigkeit, und übt als solche 
die selbständige Verwaltung des Gemeindevermögens. 

Mitglied der Gemeinde ist jeder dem Lübeckischen^Freistaate ange¬ 
hörende Israelit. 

Arb 2. Rechte und Pflichten der Gemeindemitglieder. Die Mitglieder 
der Gemeinde sind einerseits berechtigt, an allen Einrichtungen und An¬ 
stalten der Gemeinde, nach Maßgabe der bestehenden Anordnungen, Theil 
zu nehmen, auch nach Anleitung der Art. 3. 9. 23. 26. und 30. dieser Ord¬ 
nung ihre Vertreter, sowie den Rabbiner, zu wählen und in Gemeinde- 
Angelegenheiten mitzuwirken, andererseits 'aber auch verpflichtet, den 
Bestimmungen dieser Ordnung sich zu unterwerfen, jedes ihnen anver¬ 
traute Gemeindeamt gewissenhaft zu verwalten, auch zur Bestreitung 
der Gemeindeausgaben nach ihren Erwerbs- und Vermögensverhält¬ 
nissen beizutragen. 

Art. 3. Stimmfälligkeit. Stimmfähig in Angelegenheiten der Gemeinde 
ist jedes volljährige, zur Gemeindekasse beisteuernde, männliche Ge¬ 
meindemitglied, welches mit seinen Beiträgen zur Gemeindekasse nicht 
im Rückstände sich befindet. 

Art. 4. Gemeindekasse. Alle Ausgaben der Gemeinde, namentlich für 
die Religionsübung, den Unterricht, soweit hierfür die besonderen Zu¬ 
flüsse der Schulkasse (Art. 15.) nicht ausreichen, und die Armenpflege, 
werden aus der Gemeindekasse bestritten. Dieselbe wird gebildet: durch 
die Einnahmen aus dem Gemeindevermögen und den Gemeindegerecht¬ 
samen; durch die Wochenbeiträge aller Gemeindemitglieder, welche ein 
selbstständiges Einkommen oder einen selbstständigen Erwerb haben, 



und zwar ohn6 Unterschied, ob dieselben hier oder auswärts ihren regel¬ 
mäßigen Wohnsitz haben (Art. 12. unter 5.); durch die Beiträge solcher 
Fremden, welche im Lübeckischen Freistaate als Schutzgenossen oder 
gegen Aufenthaltskarten verweilen und an den Einrichtungen der Ge¬ 
meinde für religiöse Lehre und Leben Theil zu nehmen wünschen; end¬ 
lich durch freiwillige Gaben und Geschenke an die Gemeinde. 

Art. 5. Gemeindevertretung. Die Leitung und Verwaltung der Ge¬ 
meinde-Angelegenheiten wird durch einen Gemeindevorstand und einen 
Gemeindeausschuß wahrgenommen. 

II. Von dem Gemeindevorstande 

Art. 6. Gemeindevorstand, Zusammensetzung und Amtsdauer. Der 

Gemeindevorstand besteht aus fünf' auf fünf Jahre von der Gemeinde¬ 
versammlung erwählten Gemeinde-Ältesten, .von denen alljährlich in der 
Passahwoche einer austritt und durch Neuwahl ersetzt wird. Für die im 
Laufe des Jahres ausscheidenden Ältesten ist innerhalb 4 Wochen eine 
Neuwahl anzusetzen; der alsdann gewählte Älteste tritt jedoch hinsicht¬ 
lich der Amtsqauer ganz an die Stelle des Ausgeschiedenen. 

So oft es sich in den Versammlungen des Gemeinde Vorstandes um 
Angelegenheiten des Cultus, der Schule oder um Wahlen handelt, muß 
außerdem noch der Rabbiner gegenwärtig sein.. 

Art. 7. Wählbarkeit. Wählbar zum Gemeinde-Ältesten ist jedes 
stimmfähige Gemeindemitglied^ von moralisch und religiös unbeschol¬ 
tenem Lebenswandel, welches das Lübeckische Staatsbürgerrecht besitzt, 
verheiratet ist oder gewesen ist, deutsch lesen und schreiben kann und 
dessen Vater, Sohn, Stiefvater, Stiefsohn, Schwiegervater, Schwiegersohn 
oder Bruder nicht schon im Gemeindevorstande sitzt. Der Rabbiner, die 
Vorbeter, die Lehrer, Schächter und Gemeindediener sind nicht wählbar. 
Auch dürfen austretende Älteste, welche bereits 5 Jahre im Vorstande 
gewesen sind, erst nach Ablauf eines Jahres wieder zum Ältesten er- 
w’ählt werden. 

Art. 8. Verpflichtung zur Annahme der Wahl, und Austritt. Jeder 
erwählte Gemeinde-Älteste ist in der Regel bei e'iner an die Gemeinde¬ 
kasse zu entrichtenden Strafe von 60 Gr. verpflichtet, der Wahl Folge 
zu leisten; anhaltende Kränklichkeit, sowie ein 70jähriges Alter berech¬ 
tigen jedoch sowohl zur Ablehnung der Wahl, als auch zum Austritt aus 
dem Vorstande. .Verpflichtet zum Austritt ist Jeder, welcher in eine Lage 
kommt, die ihn nach Art. 7. unfähig machen würde, gewählt zu werden. 

Art. 9. Wahl verfahren. Zur Wahl der Vorstandsmitglieder hat der 
Vorstand, im Einvernehmen mit dem Rabbiner, Tag und Stunde fest¬ 
zusetzen und der Gemeinde durch öffentliche Verkündigung in den beiden 
Synagogen zu Lübeck und zu Moisling, sowie durch Anschlag am Ein¬ 
gänge dieser Synagogen, mindestens 14 Tage vorher bekannt zu machen. 

Die Wahl erfolgt unter dem Vorsitze und der Leitung des Rabbiners, 
welcher das Protokoll bei derselben führt, sowie des Gemeindevorstandes, 
in der Gemeindestube zu Lübeck durch die stimmfähigen Gemeindemit¬ 
glieder, welche, sofern nicht dringende Gründe ihr Ausbleiben recht- 
fertigen, bei einei; vom Vorstande zu Gunsten der Gemeindekasse zu 
erkennenden Geldstrafe von 15 Gr. persönlich zu erscheinen verpflichtet 
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sind. Gegen eine solche Strafverfügung stehf dem Betheiligten binnen 
14 Tagen eine Beschwerdeführung an den Gemeindeausschuß zu. 

Die Stimmen werden sdiriftlich in der Weise abgegeben, daß die an¬ 
wesenden stimmfähigen Gemeindemitglieder einzeln an den Ältestentisch 
treten, dort ihren verschlossenen oder verdeckt vorzulegenden Stimm¬ 
zettel, der nur so viele Namen enthalten darf, als Älteste zu wählen 
sind, von Einem der Ältesten abstempeln lassen und demnächst denselben 
in die für die Wahl bestimmte verschlossene Wahlurne legen. 

Nachdem alle Stimmzettel abgegeben, sind dieselben vom Vorsitzenden 
sofort zu öffnen, wobei etwa sich vorfindende Stimmzettel, welche nicht 
abgestempelt sind, oder mehr Namen, als zulässig ist, enthalten, als 
ungültig zu vernichten sind. Die abgegebenen Stimmen werden sodann 
gezählt und ist zu Protokoll zu verzeichnen, wie viele Stimmen' auf jeden 
Einzelnen gefallen sind. Wer die meisten Stimmen erhalten hat, ist 
gewählt. Bei Gleichheit der Stimmen entscheidet das Los. 

Auf Grund des vom Rabbiner und dem Vorstände Unterzeichneten 
Wahlprotokolls ist die Bestätigung des Gewählten bei dem Senate zu 
beantragen. 

Art. 10. Geschäftsvertheilung. Der Gemeindevorstand erwählt aus der 
Zahl seiner Mitglieder durch absolute Stimmenmehrheit' einen Vorsitzen¬ 
den, einen Vorsteher für die Kassen- und Rechnungsführung, zwei Vor¬ 
steher für die Cultus- und Schul-Angelegenheiten und zwei Armen- 
pfleger. Der Vorsitzende wird in Verhinderungsfällen durch das am 
längsten im Vorstande befindliche oder, bei gleicher Amtsdauer Mehrerer, 
durch das an Jahren älteste Vorstandsmitglied vertreten. 

Für die Aufbewahrung und Ordnung des Archivs sorgen der Vor¬ 
sitzende und ein aus der Mitte des Vorstandes gewählter Protokollführer. 

Die Übertragung mehrerer der vorgedachten Wahrnehmungen auf ein • 
und dasselbe Vorstandsmitglied ist zulässig und dauert solche Übertra¬ 
gung so lange, bis sie durch Mehrheitsbeschluß des, Vorstandes wieder 
zurückgenommen ist. 

Die Ertheilung von Anweisungen in Bezug auf die Geschäftsführung 
der einzelnen Vorsteher bleibt dem Vorstande überlassen. 

Art. 11. Versammlungen. Der Vorstand versammelt sich auf Ein¬ 
ladung des Vorsitzenden regelmäßig jeden Monat einmal, außerdem aber, 
so oft es erforderlich ist. 

Zur Fassung gültiger Beschlüsse müssen mindestens 3 Vorstandsmit¬ 
glieder anwesend sein und außerdem, wenn es sich um Angelegenheiten 
des Cultus oder der Schule handelt, der Rabbiner, welchem bei diesen 
Verhandlungen auch die Protokollführung zukommt. 

Sowohl in den Versammlungen des Vorstandes, als in den gemein¬ 
schaftlichen Sitzungen desselben mit dem Gemeindeausschusse (Art. 24.), 
werden die Beschlüsse durch Stimmenmehrheit der anwesenden Mit¬ 
glieder gefaßt. Im Falle , der Stimmengleichheit entscheidet bei Wahlen 
das Loos; bei anderen Gegenständen findet; in der nächsten Versamm¬ 
lung eine abermalige Abstimmung statt und, wenn auch diese Stimmen¬ 
gleichheit ergiebt, entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

Jeder Beschluß ist sofort in das in ^deutscher Spradie zu führende 
Protokollbuch einzutragen, welches am Schlüsse der Versammlung von 
dem Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
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Art. 12. Wirkungskreis. Dem Gemeindevorstande» liegt ob: 

1) Die Förderung religiöser Gesinnung und Sitte in der Gemeinde, 
Aufrechthaltung der religiösen Anordnungen und Einrichtungen, sowie 
die Wachsamkeit über die Ordnung und den Anstand beim Gottesdienste, 
zu welchem letzteren Zwecke der Vorstand vier bis acht Gemeindeniit- 
glieder zu bestellen hat. 

2) Die VeYtretung'der Gemeinde vor Gerichts- und anderen Behörden, 
gegenüber . sowohl einzelnen Privaten und Körperschaften,. als anderen 
Gemeinden und dem Staate. 

3) Die Verwaltung und Leitung aller Gemeinde-Angelegenheiten, so¬ 

weit diese Ordnung solche* Verwaltung nicht beschränkt (Art. 25. und 
26.), namentlich: ^ 

4) Die Verwaltung und Verwendung des Gemeindevermögens,, die Auf¬ 

machung urld zeitige Vorlegung des Voranschlags und der jährlichen 
Rechnungsablage an den Gemeindeausschuß, die sorgfältige und recht¬ 
zeitige Einkassierung der Gemeindeabgaben, sowie deren sparsame und 
zweckmäßige Verwendung nach Anleitung des genehmigten Voranschlages. 
. 5) Die jährliche Ansetzung . der einzelnen Gemeindemitglieder, sowie 

der an den Cultus-Einrichtungen Theil nehmenden Fremden, zu den 

"ihnen obliegenden wöchentlichen Beiträgen zur Gemeindekasse (Art. 4.). 
Für die Bestimmung der Größe der Wochenbeiträge ist theils das durch 
den Voranschlag nachgewiesene Bedürfniß der Gemeinde, theils die Lei¬ 
stungsfähigkeit des Einzelnen nach dess.en Vermögens- und Erwerbsver¬ 
hältnissen maßgebend und muß jede Veränderung des Beitrags den Be¬ 
theiligten vom Vorstande angezeigt werden. 

Dem durch den Ansatz des Gemeinde-Vorstandes sich beschwert Er¬ 
achtenden steht innerhalb 14 Tagen nach erfolgter Anzeige eine Be¬ 
schwerdeführung an den Gemeindeausschuß (Art. 25. unter 2.), der vor 
Abgabe seiner Entscheidung darüber mit dem Gemeindevorstande sich 
zu berathen hat, sowie gegen die Entscheidung des Gemeindeausschusses 
binnen fernerer 14 Tage der Recurs an das Stadtamt, frei. Es muß je¬ 
doch der ' Beitrag bis zü einem denselben abändernden Bescheide des 
Ausschusses, beziehungsweise des Stadtamtes, unweigerlich geleistet wer¬ 
den und findet nur im Falle einer Ermäßigung die Rückerstattung des 
zu viel Gezahlten statt. . 

6) Die Aufsicht über den Religions- und allgemeinen wissenschaft¬ 
lichen Unterricht in den Gemeindeschulen, die Sorge für deren Erhaltung 
und Verbesserung mit besonderer Rücksicht auf die Beschaffung ange¬ 
messener Räumlichkeiten und Utensilien, wie auch die erforderliche Hei¬ 
zung und Erleuchtung, die Erlassung von Schulordnungen, welche jedoch, 
unter Wahrung des Religionsunterrichts nach Inhalt und Umfang, der 
Bestätigung des mit der Oberaufsicht über das Schulwesen betraueten 
Oberschulcollegiums unterliegen. 

7) Die Besorgung der Gemeinde-Armenpflege, unter gewissenhafter 
Beurtheilung der Dürftigkeitsverhältnisse und möglichster Schonung des 
Zartgefühls der Armen, imgleichen die Verwaltung der dem Gemeinde¬ 
vorstande unterstellen Legate, sowie die gewissenhafte Erfüllung der 
mit denselben übernommenen Verpflichtungen. 

8) Die Berufung und Leitung der Gemeinde-Versammlung (Art 26 
und 27.). 
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9) Der Vorschlag «u und die Theilnahme an der Wahl des Rabbiners 

(Art. 30.), sowie die Fürsorge für dessen Vertretung bei andauernder . 
Verhinderung oder einer Erledigung der Stelle, ferner die Anstellung, 
Besoldung und Entlassung der Lehrer, Vorbeter, Schächter, Synagogen- 
uiid Gemeindediener, sowie die Aufsicht über deren Amtsführung und 
würdevolles Verhalten. * * 

10) Die Verhandlung über etwaige Beschwerdeführungen, sowie die 
Schlichtung obschwebender Streitigkeiten in Gemeinde-Angelegenheiten, 
wobei die Zuziehung des Rabbiners von den Parteien begehrt werden 
kann. 

Art. 13. Collegien. Zur besseren Wahrnehmung der Geschäfte werden 
den nach Art. 10. mit den Cultus- und Schul-Angelegenheiten und der 
Armenpflege betraueten Vorstandsmitgliedern vom Vorstande, sei es aus 
der Zahl der Ausschußmilglieder, sei es aus der Zahl der übrigen Ge¬ 
meindemitglieder, auf je 2 Jahre je zwei, oder nach Bedürfniß mehrere, 
Mitglieder beigeordnet, welche mit den bezüglichen ^beiden Vorstands¬ 
mitgliedern das Cultus-Collegium, das Schul-Collegium und das Armen- • 
Collegium bilden, und die in den folgenden Artikeln aufgeführten be¬ 
sonderen Geschäfte dieser Collegien wahrnehmen. 

Art. 14. Cultus-Collegium. Dem Cultus-Collegium ist übertragen: die 
Sorge für den gesamten Synagogen-, Fest- und Cultus-Bedarf überhaupt, 
sowie insbesondere für die gehörige Wahrnehmung der Functionen der 
Schächter und Schlachter; die Verpachtung der Synagogenstellen; die vor¬ 
schriftsmäßige Erhaltung und Verpachtung des Reinigungsbades; die 
Überwachung des Verhaltens aller für religiöse Verrichtungen Ange¬ 
stellten, sowie die Aufrechthaltung der Ordnung und Ruhe beim Gottes¬ 
dienste durch die vom Vorstande dazu bestellten Gemeindemitglieder 
(Art. 12. unter 1.); die Entgegennahme der Anträge auf Ausstellung von 
Trauconsensen; die Ausfertigung der Rechnungen über die dieserhalb zu 
entrichtenden Eintrittsgelder, Beamtengebühren etc., die Erhebung der 
Zahlungen, sowie die Vorlage des hierauf auszustellenden Consenses*an 
den Vorsitzenden des Gemeindevor Standes zur Mitunterschrift. 

Die aus den Verpachtungen, gottesdienstlichen Verrichtungen und 
Schächtergebühren eingehenden Gelder sind an den Vorsteher für die 
Kassen- und Rechnungsführung abzuliefern, wogegen die zur Bestreitung 
der Cultusausgaben erforderlichen Gelder wiederum auf denselben an¬ 
gewiesen werden. 

Art. 15. Schul-Collegium. Dem Schul-Collegium gebührt, nach Maß¬ 
gabe der Schulordnung, die specielle Aufsicht-über die Schulen der Ge¬ 
meinde, die Verwaltung der von der Gemeindekasse getrennt zu hal¬ 
tenden Schulkasse, wie des Schulfonds, auf dessen Vermehrung durch 
jährliche Verwaltungsüberschüsse, •Schenkungen und Legate thunlichst. 
hinzuwirken ist, um dadurch Mittel zur Verbesserung der Schulen, wie 
zur Erleichterung der Schullasten zu gewinnen. In die Schulkasse fließt 
das . nach denr Ansätze des Schul-Collegiums, gegen welchen den Be¬ 
theiligten eine Beschwerdeführung an:, den Gemeindevorstand freisteht, 
zu entrichtende Schulgeld, der für jedes Jahr im Veranschlage festzu¬ 
stellende Jahresbeitrag der Gemeindekasse zur Unterhaltung der Schulen, 
sowie der Ertrag einer von der Gemeinde etwa beliebten besonderen, 
nach Analogie der Wochenbeiträge auszuschreibenden Schulsteuer. 
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Art. 16. Armen-Collcgium. Das Armen-Collegium besorgt die Armen¬ 
pflege nach den vom Gemeindevorstande festgestellten'Grundsätzen, die 
Ausführung der Stiftungen und Legate zu Armenzwecken, übt die Auf¬ 
sicht über die zu wohlthatigen Zwecken in der Gemeinde bestehenden 
und ferner zu gründenden Vereine mit religiöser Tendenz nach dem 
Gutachten des Cultus-Gollegiums und leitet die Friedhofs-Angelegen¬ 
heiten, soweit diese nicht zum Wirkungskreis der dafür bestehenden 
Brüderschaft gehören. Das Collegium verwaltet die Armenkasse, welche, 
soweit die Einnahmen nicht ausreichen, durch den im Voranschläge fest¬ 
zustellenden Beitrag der Gemeindekasse verstärkt ‘ wird, und haben auf 
eine Vermehrung des Armenfonds thunlichst Bedacht zu nehmen. 

Art. 17. Versammlungen der Collegien, deren Budget und Rechnung. 
Jedes der drei genannten Collegien versammelt sich unter dein Vorsitze 
der ihm angehörenden Vorstandsmitglieder mindestens einmal monatlich. 
Das über die gefaßten Beschlüsse aufzunehmende Protokoll ist dem 
Vorsitzenden des Gemeinde Vorstandes, welcher dasselbe in der nächsten 
Sitzung dem letzteren vorzulegen hat, abschriftlich mitzutheilen. 

Alljährlich vor dem 4. November hat jedes Collegium an den Ge¬ 
meindevorstand den Voranschlag für seinen Verwaltungsbedarf im näch¬ 
sten Jahre, zur Berücksichtigung bei der Feststellung des Gemeinde¬ 
budgets, gelangen zu lassen, auch innerhalb der ersten drei Monate die 
Abrechnung für das vergangene Jahr einzureichen. 

Art. 18. Vorladung von Gemeindemitgliedern; Disciplinarstrafen. Dem 
Gemeindevorstande in Angelegenheiten der Gemeinde, sowie den ein-, 
zelnen Collegien innerhalb des ihnen zugewiesenen Wirkungskreises, steht 
es zu, einzelne Gemeindemitglieder durch den Gemeindediener in ihre 
Versammlungen zu bescheiden, auch wegen Verweigerung des Gehorsams 
oder Störung der Ordnung in der Synagoge, wie in den Versammlungen, 
Disciplinarstrafen bis zum Belaufe von 5 Gr. zu verhängen. Gegen den 
Ausspruch solcher Disciplinarstrafen steht dem Betheiligten jedoch, je 
nachdem der Ausspruch von einem Collegium oder von dem Gemeinde¬ 
vorstande erfolgt ist, die Berufung an letzteren, beziehungsweise an den 
Gemeindeausschuß, welche sich vor ihrem Abspruche mit dem betref¬ 
fenden Collegium^_beziehungsweise mit dem Gemeindevorstande über 
den Gegenstand zu berathen haben, innerhalb 14 Tagen, zu. 

Art. 19. Beschwerdeführung. Beschwerden . gegen Gemeindebeamte in 
Beziehung auf ihre Functionen sind an dasjenige Collegium, dem der 
Beamte zunächst untergeordnet ist, Beschwerden gegen Beschlüsse der 
Collegien aber an den Gemeinde Vorstand, zu bringen. 

III. Von dem Gemeindeausschusse 

Art. 20. Gemeindeausschuß, Zusammensetzung und Amtsdauer. Der 

Gemeindeausschuß besteht aus sechs auf drei Jahre von der Gemeinde¬ 
versammlung erwählten Gemeindemitgliedern, von denen alljährlich in 
der Passahwoche zwei austreten und durqh Neuwahl ersetzt werden. Für 
die im Laufe des Jahres ausscheidenden Ausschußmitglieder ist innerhalb 
vier Wochen eine Neuwahl anzusetzen; das alsdann gewählte Ausschuß¬ 
mitglied tritt jedoch rücksichtlich- der Amtsdauer ganz an die Stelle des 
Ausgeschiedenen. 
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Art. 21. Wählbarkeit. Wählbar in den Gemeindeausschuß ist jedes 
stimmfähige Gemeindemitglicd von unbescholtenem Rufe, welches nicht 
mit einem Ältesten oder mit einem Ausschußmitgliede in einem der in 
Art. 7 aufgeführten Grade verwandt oder verschwägert ist. Der Rabbiner, 
die -Vorbeter, „ die Lehrer, Schächter und Gemeindediener sind auch in 
den Gemeindeausschuß nicht wählbar. Ebenso dürfen austretende Aus¬ 
schußmitglieder, welche bereits drei Jahre im Ausschusse'gewesen sind, 
erst nach Ablauf eines Jahres wieder gewählt werden. 

Art. 22. Verpflichtung zur Annahme der Wahl und Austritt. Jedes 
erwählte Ausschußmitglied ist in der Regel, bei einer an die Gemeinde¬ 
kasse zu entrichtenden Strafe von 30 Gr., verpflichtet, der Wahl Folge 
zu leisten; anhaltende Kränklichkeit, sowie ein 70jähriges Alter berech¬ 
tigen jedoch sowohl zur Ablehnung der Wahl, als auch zum Austritt aus 
dem Ausschüsse. Verpflichtet zum Austritt ist Jeder,, welcher in eine Lage 
kommt, die ihn nach Art. 21. unfähig machen würde, gewählt zu werden. 

Art. 23. Wahlverfahren. Die Wahl und Bestätigung der Ausschuß¬ 
mitglieder erfolgt ganz nach Maßgabe der für die Wahl der Gemeinde- 
Ältesten im Art.-9. vorgeschriebenen Bestimmungen. 

Art. 24. Versammlungen. Der Gemeindeausschuß wird vom Ge- 
meindevorstande durch schriftliche Einladung regelmäßig zweimal im 
Jahre, außerdem aber so oft es erforderlich ist, oder mindestens die 
Hälfte der Ausschußmitglieder darauf anträgt, zusammenberufen. Über 
alle vorliegenden Geschäfte wird in gemeinschaftlicher Sitzung berathen 
und abgestimmt. Die Leitung der Verhandlungen hat der Vorsitzende 
des Gemeindevorstandes. 7+ ur Fassung gültiger Beschlüsse müssen min¬ 
destens drei Vorstands- und vier Ausschuß-Mitglieder gegenwärtig sein, 
sowie, wenn es sich um Gegenstände des'Cultus oder der Schule han¬ 
delt, auch der Rabbiner. 

Jedem Mitgliede des Gemeindeausschusses steht es frei, Anträge an 
die Versammlung zu stellen; doch müssen diese spätestens am Tage zuvor 
dem Vorsitzenden mündlich oder; schriftlich mitgetheilt sein. 

Art. 25. Wirkungskreis. Dem Gemeindeausschusse steht, in Vertre¬ 
tung der Gemeinde, zu: 

1) Die Genehmigung des vom Gemeindevorstande vor Ablauf des 
Jahres ihm vorzulegenden Voranschlages für die Einnahmen und Aus¬ 
gaben des folgenden Jahres,' welcher alsdann die Norm für die Verwal¬ 
tung des Gemeindevorstandes bildet, imgleichen die Entgegennahme der 
Abrechnung über das verflossene Jahr nebst Erläuterungsbericht des 
Vorstandes, so wie deren Revision und die Quittierung des kassenfüh¬ 
renden Ältesten. 

Sowohl der vom Ausschüsse genehmigte Voranschlag, als auch die 
Jahresabrechnung ist an bestimmten, durch Anschlag in den Synagogen 
zu Lübeck und Moisling bekannt zu machenden Tagen und Stunden zur 
Einsicht jedes Gemeindemitgliedes an einem näher zu bezeichnenden 
passenden Orte auszulegen. Audi ist eine Ausfertigung der Jahres¬ 
abrechnung nebst Bericht, unter Beifügung des darauf bezüglichen Vor¬ 
anschlages, der Central-Armendeputation, in ihrer Eigenschaft als Revi¬ 
sionsdeputation für die Verwaltung der Kirchen, einzureichen. 

2) Die Entscheidung über Beschwerdeführungen hinsichtlich der von 
dem Gemeindevorstande für das Ausbleiben aus der Gemeindeversamm¬ 


lung bei der Wahl der Vorstandsmitglieder erkannten Geldstrafen (Art. 9), 
so wie hinsichtlich der den • einzelnen Gemeindemitgliedern und der an 
den Cultuseinrichtungen theilnehmenden Fremden vom Gemeindevor- 
* stände auferlegten Beiträge zur Gemeindekasse (Art. 12. unter 5.). 

3) Die Zustimmung zur beabsichtigten Verwendung belegter Kapi¬ 
talien, zur Aufnahme von Anleihen, sofern diese nicht blos zur Aus¬ 
hülfe für kurze Zeit dienen und aus den laufenden Einnahmen desselben 
Jahres zurückerstattet werden sollen; zur Veräußerung oder Verpfän¬ 
dung von Grundstücken der Gemeinde, wie zur Erwerbung neuer Grund¬ 
stücke; endlich zu < Verwendungen aus den für unbestimmte Ausgaben 
im Voranschläge ausgesetzten Geldern, wenn die Verwendung für einen 
und denselben Gegenstand die Summe von 50 Gr. übersteigt. 

4) Die Genehmigung aller im Voranschläge überall nicht vorgesehenen 
Ausgaben, sowie der ^Überschreitung einzelner Positionen des Voran¬ 
schlages, imgleichen die Auflegung außerordentlicher Abgaben. 

5) Die Genehmigung etwaiger Abänderungen dieser Gemeindeordnung, 
jedoch nur. in Gemeinschaft mit 15 zu diesem Zwecke besonders von der 
Gemeindeversammlung zu erwählenden Gemeindemitgliedern, wozu, so 
weit religiöse und Schul-Angelegenheiten in Frage kommen, auch die 
Zustimmung des Rabbiners erforderlich ist. 

IV. Von der Gemeindeversammlung 

Art. 26. Gemeindeversammlung, Wirkungskreis. Eine Berufung aller 
stimmfähigen Gemeindemitglieder ist erforderlich: 

1) zu den Wahlen der Mitglieder des Gemeindevorstandes und des 
Gemeindeausschusses (Art. 9. und 23.), so wie der zur Genehmigung 
von Abänderungen dieser Gemeindeordnung' berufenen 15 Gemeindemit¬ 
glieder (Art. 25. 5.); 

2) zu der Wahl eines Rabbiners (Art. 30.); 

3) zur Errichtung neuer Gemeinde-Anstalten. 

Dem Gemeindevorstande steht es überdies zu, die Gemeindeversamm¬ 
lung auch zur Vernehmung und Abstimmung in anderen Gemeinde- 
Angelegenheiten zu berufen. 

Art. 27. Berufung und Leitung. Die Berufung der Gemeinde-Ver¬ 
sammlung geschieht durch den Vorsitzenden . des Gemeindevorstandes 
mittelst öflentlicher Verkündigung in den beiden Synagogen zu Lübeck 
und zu Moisling, sowie durch Anschlag am Eingänge dieser Synagogen, 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung. 

Die Versammlung findet in der Regel in der Gemeindfcstube zu Lübeck 
statt, wird vom Vorsitzenden des Gemeinde Vorstandes geleitet und er¬ 
folgt die Abstimmung bei Wahlen in der im Art. 9. und 30. vorgeschrie¬ 
benen Weise, bei anderen Gegenständen aber nach vorgängiger Beratung 
durch Ja oder Nein der mittelst Namensaufrufs zu befragenden erschie¬ 
nenen Gemeindemitglieder. Ergiebt sich bei solcher Abstimmung Stim¬ 
mengleichheit, so gilt die .zur Entscheidung gestellte Frage für verneint. 

V. Vom Rabbiner 

Art. 28. Rabbiner, dessen Stellung. Der Rabbiner hat das Wort Got¬ 
tes im Sinne der Tradition rein und lauter zu lehren; c^urch Wort und 
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Werk, Lehre und Beispiel, Gesetzeskunde, Religiosität und Moralität in 
der Gemeinde zu verbreiten, über alle religiösen Anordnungen und Ein¬ 
richtungen der Gemeinde zu wachen, auch über vorkommende Fragen 
und Zweifel den verlangten Aufschluß nach den religionsgesetzlichen 
Bestimmungen zu ertheilen. Namentlich liegen ihm folgende Wahrneh¬ 
mungen ob: die Vornahme von Trauungen, nach vorgängiger Erlangung 
des Trauscheines der Behörde, — von Ehescheidungen nach den Anord¬ 
nungen des Religionsgesetzes, wiewohl erst, nachdem das die Trennung * 
der Ehe aussprechende richterliche Erkenntniß rechtskräftig geworden, 
sowie die Leitung des Rituals in Chalizah-Fällen; die Prüfung der Leh¬ 
rer, Schächter, sowie aller für das Religionswesen Angestellten und An¬ 
zustellenden; die Überwachung und Leitung des. Schulunterrichts; die 
Beaufsichtigung des Geschäftsbetriebes mit allen den Religionsgesetzen 
unterworfenen Gegenständen. Imgleichen liegt ihm ob die Führung der 
Register über alle in den Landbezirken und Travemünde vorkommenden 
Geburten und Sterbefälle von Israeliten, sowie der Heirathsregister für 
die israelitische Gemeinde, nach Maßgabe der dieserhalb bestehenden 
Anordnungen; auch hat er über den Stande und Zuwachs der Gemeinde, 
wie über alle für die Gemeinde besonders wichtigen Ereignisse, über 
Veränderungen in den derselben angehörenden Familien, statistische Auf¬ 
zeichnungen zu machen und sorgfältig fortzuführen, um daraus etwa 
begehrte Nachweisungen geben zu können. Weitere Bestimmungen wer¬ 
den durch den Anstellungsvertrag geregelt. 

Art. 29. Berechtigung in der Gemeindevertretung. Der Rabbiner hat 
in allen auf den Cultus und Religionsunterricht bezüglichen Fragen die 
entscheidende Stimme, weshalb er bei den dahin gehörenden Berathungen 
des Gem$indevorstandes und dessen Collegien, wie auch des Gemeinde¬ 
ausschusses, gegenwärtig sein muß (Art. 6. und 24.), auch namentlich an 
der Bildung des Cultus- und Schulcollegiums Theil nimmt. Im Übrigen 
steht ihm zwar die Leitung der Wahlen von Vorstands und Ausschuß¬ 
mitgliedern zu, doch ist er - selbst bei diesen Wahlen weder stimmberech¬ 
tigt noch wählbar (Art. 7. 9. 21. und 23.). 

Art. 30. Wahl. Wird das Amt des Rabbiner erledigt, so hat der Ge¬ 
meindevorstand unverzüglich dafür zu sorgen, daß während der Vacanz 
die Religionsangelegenheiten, so wie die mit der Verwaltung derselben 
betraueten Personen, unter die Aufsicht eines würdigen, sachkundigen 
Mannes gestellt k werden. 

Zur Wiederbesetzung der Stelle des Rabbiners hat der Gemeindevor¬ 
stand, nach Erkundigung bei namhaften Autoritäten und nötigenfalls 
unter Ausschreibung einer Concurrenz, wo möglich drei geeignete Be¬ 
werber, welche sich durch einen streng moralischen und religiösen Le¬ 
benswandel bewährt haben, auch ihre talmudische, rhetorische und didac- 
tische Befähigung mittelst Vorlegung von mindestens zwei, von aner¬ 
kannten Rabbinern ausgestellten Autorisationen (hattaroth horaäh) und 
anderer amtlich ausgestellter Atteste glaubhaft nachzuweisen vermögen, 
auf den Wahlaufsatz zu bringen. Rabbinats-Gandidaten haben überdies 
eine Probepredigt in der Synagoge zu Lübeck, sowie ein Examinatorium 
in der israelitischen Schule daselbst, abzuhalten. 

Die Wahl erfolgt sodann in einer ordnungsmäßig vorher bekannt zu 
machenden Gen^pinde-Versammlung mittelst Stimmzettel 'nach abso- 
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luter Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen. Wird dies Ergebniß 
bei der ersten Wahl nicht erreicht, so ist unter Denjenigen, welche bei 
der VorwahL die meisten Stimmen erhalten haben, abermals zu wählen. 
Im Falle einer Gleichheit der Stimmen, sei es bei den Vorwahl oder bei 
der Nachwahl, entscheidet das Los. 

Sollte der Vorschlag einer Mehrzahl von geeigneten Bewerbern sich 
als unthunlich heraussteilen, so kann der Gemeindevorstand auch die 
Berufung eines hinsichtlich der vorerwähnten Eigenschaften genugsam 
empfohlenen Rabbiners bei der Gemeinde-Versammlung beantragen, und 
gilt derselbe, falls sich die Mehrheit der abgegebenen Stimmen für solche 
-Berufung erklärt, als gewählt. 

Der von der Gemeinde-Versammlung gewählte Rabbiner ist vom Ge¬ 
nie indevorstande dem Senate zur Bestätigung zu präsentieren. 

Law of the Ist April 1908 

regulating the legal position of the Jewish communities in 
Brunswick 

I. Die Rechtsverhältnisse der jüdischen Gemeinden 

§ 1. Auf Antrag der an einem Orte des Herzogtums bestehenden 
jüdischen Gemeinde kann derselben seitens der Herzoglichen Landes¬ 
regierung die Eigenschaft einer öffentlich rechtlichen Körperschaft mit 
der Wirkung beigelegt werden, daß ihr alle Personen jüdischen Bekennt¬ 
nisses angehören, die in ihrem Bezirke ihren Wohnsitz oder länger als 
3 Monate ihren Aufenthalt haben. Die Feststellung des Bezirks erfolgt 
^ durch die Herzogliche Landesregierung. 

§ 2. Die mit dem Anträge zur Genehmigung vorzulegenden Satzun¬ 
gen müssen enthalten: 

1. Bestimmungen über die Verfassung, insbesondere über die Bildung 
und die Zuständigkeit der Verwaltungsorgane und über den Bezirk der * 
Gemeinde, 

2. die Vorschrift, daß über die zu erwartenden Einnahmen und Aus¬ 
gaben rechtzeitig vor dem Beginn des vom 1. April bis zum 31. März 
laufenden Rechnungsjahres ein Voranschlag aufzustellen und der Auf¬ 
sichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen ist, 

3. die Vorschrift, daß die Mittel zur Bestreitung der durch ander¬ 
weitige Einnahmen nicht gedeckten Ausgaben durch eine nach den 
Grundsätzen der- Gemeindeeinkommensteuer zu' erhebende Steuer von 
den Mitgliedern der jüdischen Gemeinde aufzubringen sind. 

Die etwaige anderweitige Feststellung der Sätze des Steuertarifs in¬ 
nerhalb der im § 31 des Gemeindeabgabengesetzes vorgeschriebenen 
Grenzen, sowie die Bestimmung, ob besoldete Angestellte der jüdischen 
Gemeinde hinsichtlich ihres Einkommens aus diesem Dienste, sowie deren 
Witwen hinsichtlich ihrer Witwenpension von der Steuer frei zu lassen 
sind, bleibt der Festsetzung durch die Satzungen Vorbehalten. 

§ 3. In betreff des Veranlagungs- und Besch werde Verfahrens, der 
Einziehung und Betreibung finden auf die getrennt zu vereinnahmende 
und vierteljährlich an den Vorstand der jüdischen Gemeinde abzufüh- 




21 








rcnde Steuer die für die Gemeindeeinkommensteuer geltenden Grund¬ 
sätze Anwendung. 

Durch übereinstimmenden Beschluß der städtischen Behörden, in den 
Landgemeinden durch Beschluß des Gemeinderats kann mit Genehmi¬ 
gung des Herzoglichen Staatsministeriums bestimmt werden, daß für 
die erwachsende Mühewaltung eine angemessene Vergütung von der 
jüdischen Gemeinde zu entrichten ist. 

Erstreckt sich eine jüdische Gemeinde über die Bezirke mehrerer 
Ortschaften, so wird von der Aufsichtsbehörde eine Verteilung des er¬ 
forderlichen Steuerbedarfs nach dem Verhältnis der Summe der . Ver¬ 
anlagungen der jüdischen Einwohner der einzelnen Orte zur Staats¬ 
einkommensteuer vorgenommen und der danach berechnete Betrag den 
einzelnen Gemeindebehörden zur Einziehung nach Maßgabe der vor¬ 
stehenden Bestimmungen überwiesen. Durch die Satzungen kann be¬ 
stimmt werden, daß die auswärtigen Mitglieder der Gemeinde in einem 
geringeren Maße zur Gemeindesteuer herangezogen werden, als die übri¬ 
gen Mitglieder. 

§ 4. Die jüdischen Gemeinden unterstehen in den Städten, sofern sic 
sich über deren Bezirk nicht hinauserstrecken, der Aufsicht des Stadt¬ 
magistrats, in allen übrigen Fällen der Aufsicht derjenigen Herzoglichen 
Kreisdirektion, in deren Bezirk der Sitz "der jüdischen Gemeinde be¬ 
legen ist. 

II. Von dem Landesrabbiner 

§ 5. Die Geschäfte des Landesrabbiners werden von dem Rabbiner 
der jüdischen Gemeinde zu Braunschweig im Nebenamte besorgt. Der¬ 
selbe untersteht in dieser Beziehung der Aufsicht der Herzoglichen Kreis¬ 
direktion Braunschweig. 

§ 6. yor der Bestätigung des Landesrabbiners ist den nach Maßgabe 
dieses Gesetzes organisierten auswärtigen jüdischen Gemeinden Gelegen¬ 
heit zu geben, sich über die zu berufende Persönlichkeit zu erklären. 
Zu dem Ende ist von den Gemeinden je ein Vertreter zu bestellen und 
dieser von dem Vorstande der jüdischen Gemeinde zu Braunschweig zu 
einer von dem zu Berufenden zu haltenden Probepredigt einzuladen; 
gleichzeitig sind den Vertretern die ergangenen Vorverhandlungen, Zeug¬ 
nisse usw. zur Einsicht vorzulegen. 

• Etwaige Einwendungen gegen die Berufung sind binnen 14 Tagen 
nach der Probepredigt bei der Herzoglichen Kreisdirektion Braunschweig 
schriftlich einzureichen. 

§ 7. Das Vermögen des Landesrabbinates wird unter Aufsicht der 
Herzoglichen Kreisdirektion Braunschweig von dem Vorstande der jü¬ 
dischen Gemeinde zu Braunschweig getrennt von dem Vermögen der 
Gemeinde unentgeltlich verwaltet. Das Gleiche gilt von der Kassen- 
iind Rechnungsführung. 

§ 8. Für das mit dem 1. April jeden Jahres beginnende Rechnungs¬ 
jahr wird ein Voranschlag über die voraussichtlichen Einnahmen und 
Ausgaben des Landesrabbinates aufgestellt und der Herzoglichen Kreis¬ 
direktion Braunschweig zur Genehmigung vorgelegt. Zur Aufstellung 
dieses Voranschlages, sowie zu der Abnahme der Jahresrechnung wird 


der Vorstand der jüdischen Gemeinde zu Braunschweig durch je einen 
Vertreter der im § 6 bezeichneten auswärtigen jüdischen Gemeinden er¬ 
gänzt. Der erweiterte Vorstand beschließt zugleich — vorbehaltlich der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde — über die Höhe des dem Landes¬ 
rabbiner als solchem zu gewährenden Einkommens und über die dem 
Landesrabbiner sowie den Vertretern der auswärtigen Gemeinden bei 
Reisen zu gewährenden Vergütungen. 

§ 9. Insoweit die sonstigen Einnahmen zur Deckung der Ausgaben 
nicht ausreichen, werden die fehlenden Mittel nach Maßgabe ‘der Ver¬ 
anlagung zur Staatseinkommensteuer von den Personen jüdischen Be¬ 
kenntnisses aufgebracht, welche im Herzogtume außerhalb der Stadt 
Braunschweig ihren Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt haben. 

§ 10. Die Berechnung und Feststellung der auf die Einzelnen ent¬ 
fallenden Beiträge erfolgt durch Herzogliche Kreisdirektion Braunschweig, 
die zu dem Ende die erforderlichen Angaben über die Veranlagung der 
Steuerpflichtigen von den übrigen Kreisdirektionen erhält. 

Auf Grund des mitzuteilenden Ergebnisses hat hiernächst jede Her¬ 
zogliche Kreisdirektion die .Umlagen zur Zahlung an den gleichzeitig 
benachrichtigten Vorstand der jüdischen Gemeinde zu Braunschweig aus¬ 
zuschreiben, und nötigenfalls deren Beitreibung im Verwaltungswege zu 
bewirken. 

§ 11. Dieses Gesetz tritt am 1. April 1908 mit der Maßgabe in Kraft, 
daß zuerst für das Rechnungsjahr 1909/10 die Voranschläge nach Maß¬ 
gabe dieses Gesetzes aufzustellen sind. 

Der Reichsminister des Innern. Berlin, den 27. Mai 1941., 

Urkundlich Unserer Unterschrift und beigedruckten Herzoglichen Ge- 
heime-Kanzlei-Siegels. 


Law of the 16th March 1911, regulating the legal Position of the 
Jewish commünities in Schaumburg-Lippe 

Schaumburg-Lippisches Gesetz 

§ 1. Die Synagogen gemeinde im Fürstentum Schaumburg - Lippe sind 
Körperschaften des öffentlichen Rechts und werden gebildet durch die 
Gesamtheit aller in ihrem Bezirke wohnenden oder dem Bezirke zugewie¬ 
senen Einwohner mosaischen Bekenntnisses. Ihr räumlicher Umfang wird, 
mit Zustimmung der Repräsentantenversammlung oder, wo eine solche nicht 
bestellt, der Synagogenversammlung nach Anhörung der Beteiligten durch 
Unser Ministerium festgesetzt; dasselbe .gilt von etwaigen späteren Erwei¬ 
terungen oder Minderungen dieses Umfanges. 

§ 2. Jede Synagogengemeinde wird in Ansehung ihrer Rechte und 
Pflichten den Behörden, jedem Dritten und den einzelnen Gliedern der 
Gemeinde gegenüber durch den Vorsteher nach Maßgabe der bestehenden 
Satzung vertreten. Sie hat das Recht und die Pflicht, ihre Angelegenheiten 
unter Aufsicht Unseres Ministeriums selbständig zu ordnen und das 
Vermögen ihrer Gemeinde und ihrer Stiftungen nach Maßgabe der bestehen¬ 
den Vorschriften zu verwalten. Unser Ministerium ist ermächtigt; die Aus- 
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Übung des Aufsichtsrechtes in erster Instanz den unteren Verwaltungs¬ 
behörden, zu übertragen. 

Die Satzung bedarf zu ihrer Giltigkeit der Genehmigung des Fürstlichen 
Ministeriums und der öffentlichen Bekanntmachung. 

§ 3. Jede Synagogengemeinde ist verpflichtet, die zur Erreichung ihrer 
Aufgaben nötigen gottesdienstlichen und sonstigen Einrichtungen in angemes¬ 
sener Weise herzustellen und zu unterhalten und vorbehaltlich etwaiger be¬ 
sonderer. Bei.tragspflicht Dritter die dazu erforderlichen Mittel insoweiL auf¬ 
zubringen, als nicht die Einkünfte aus dem örtlichen Synagogen vermögen 
ausreichen. 

§ 4. >Zur Erfüllung der im § 3 erwähnten Obliegenheiten hat jedes 
selbständig zur Staatssteuer herangezogene Mitglied einer Synagogen¬ 
gemeinde, das sich seit mindestens 3 Monaten in dem Bezirke auf hält, die 
Pflicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu den Lasten dieser 
Synagogengemeinde beizutragen. 

§ 5. Diese Lasten sind aus der von der Synagogengemeinde zu ver¬ 
tretenden Synagogenkasse zu bestreiten, soweit das Vermögen der Gemeinde 
dazu nicht bestimmt oder ausreichend ist, und unbeschadet der auf beson¬ 
deren Rechtstiteln beruhenden Verpflichtungen einzelner Gemeindemit¬ 
glieder, gewisser Klassen derselben oder anderer Personen und Korpora¬ 
tionen, sowie der etwa auf einzelnen Grundstücken haftenden Verpflich¬ 
tungen zu gewissen Leistungen für Zwecke der Synagogengemeinde. 

§'6. Zwecks. Beschaffung der erforderlichen Mittel zur Bestreitung der 
Lasten der Synagogengemeinde steht der Repräsentantenversammiung (Syna¬ 
gogenversammlung) neben den ihr sonst zustehenden Befugnissen das Recht 
auf Erhebung von Synagogensteuern zu, die — sofern keine andere Regelung 
in der Satzung vorgesehen ist — in Zuschlägen zur Einkommen-, Grund- und 
Gebäudesteuer bestehen und der Genehmigung Unseres Ministeriums 
bedürfen. 

Unser Ministerium hat hierbei ziv prüfen, ob der Beschluß der Repräsen¬ 
tantenversammlung (Synagogenversammlung) ordungsmäßig zu Stande ge¬ 
kommen ist, ob die Kräfte der Steuerzahler durch die zu erhebenden Syna^. 
gogensteuern nicht überbürdet werden und ob die letzteren auf die ver¬ 
schiedenen Steuern in angemessener Weise verteilt sind. 

§ 7. Die Mitglieder einer Synagogengemeinde, die im Bezirke einei 
anderen Synagogengemeinde des Fürstentums Grundstücke oder Gebäude 
besitzen, werden zu den Synagogensteuern 

an ihrem Wohnorte "mit Zuschlägen zu der daselbst veranlagten Ein¬ 
kommensteuer, 

an dem Orte, wo das Grundstück oder Gebäude liegt, dagegen nur 
mit Zuschlägen zu der für diese Grundstücke oder Gebäude ver¬ 
anlagten Grund- und Gebäudesteuer herangezogen. 

§ 8. Jedem zur Zahlung vön Synagogensteuern Herangezogenen steht 
gegen die stattgehabte Einschätzung das Recht der Beschwerde an Unser 
Ministerium zü; die Zahlung der veranlagten Steuer wird aber dadurch 
nicht aufgehalten, sondern hat mit Vorbehalt der Erstattung des etwa zu 
viel gezahlten Betrages zu dem bestimmten Termine zu erfolgen. 
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Law of the 29th Pebruary 1924 regulating »he legal position of 
the Jewish communities in Lippe 

§ 1. Die einzelnen lippischen Synagogengemeinden, sowie die zu einem 
Landesverband zusammengefaßten Angehörigen des jüdischen Glaubens in 
Lippe sind Köperschaften des öffentlichen Rechts. 

§ 2. Die Anstellung von Lehretn durch die Synagogengemeinde odei 
den Synagogenverband .unterliegt der Genehmigung der Lippischen Ober- 
schulbchörde. 

§ 3. Die Beaufsichtigung des jüdischen Religionsunterrichts liegt dem 
Lehrer ob, der auf Vorschlag des Synagogenverbandes von der Oberschul¬ 
behörde hierzu bestellt wird. 

§ 4. Synagogenverband und Synagogengemeinden haben dasselbe Be¬ 
steuerungsrecht, das der evangelischen Kirche und den evangelischen 
Kirchengemeinden zusteht. 

§ 5. Solange der Landesverband der Synagogengemeinden die Kosten 
des jüdischen Religionsunterrichts im Lande bestreitet, wird im Bedarfs¬ 
fälle ein Zuschuß zu diesen Kosten aus Landesmitteln geleistetrdessen Höhe 
durch den Staatshaushaltsplan festgesetzt wird. 

§ 6. Das Gesetz, die Gemeinde-, Kultus- und Schulangelegenheiten der 
Israeliten im hiesigen Lande betreffend, vom 13. März 1879 (L.V.Bd. 17 
S. 559) wird aufgehoben. 

Law of »he 28th March 1927 regulating the authority of »he Jewish 
community »o levy taxes 

Note: The Jewish community (Landesgemeinderal) 
of Land Oldenburg issued the Statute of llth April 
1927, based on the above Oldenburg law and on 
Art. 137 of the Weimar Constitution. This Statute 
with attached election rules of the same date was 
published in the Gazette of the State Oldenburg. 

§ 1. Die Jüdische Religionsgesellschaft im Landesteil Oldenburg be¬ 
steht aus Synagogengemeinden, die in der Jüdischen Landesgemeinde zu¬ 
sammengefaßt sind. " . 

§ 2. (1) Die Jüdische Landesgemeinde und ihre örtlichen Synagogen¬ 

gemeinden sind Körperschaften des öffentlichen Rechts. 

(2) Sie ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb 
der Schranken des für allegeltenden Gesetzes und nach den Vorschriften 
dieses Gesetzes. 

§ 3. Die Jüdische Religionsgesellschaft kann sich mit anderen Jüdischen 
Religionsgesellschaften innerhalb des Deutschen Reichs zur Erfüllung 
gemeinsamer Aufgaben zusammenschließen. ' 

§ 4. Die Jüdische Landesgemeinde besteht aus folgenden Synagogen¬ 
gemeinden: 

T. Oldenburg, für die Stadtgemeinde Oldenburg und die Amtsbezirke 
Oldenburg und Westerstede; 

2. VareU für die Stadlgemeinde Varel und den Amtsbezirk Varel; 
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3. Jever, für die Stadtgemeinde Jever und den Amtsbezirk Jever; 

4. Rüstringen, für die Stadtgemeinde Rüstringen; 

5. Brake, für» die Amtsbezirke Brake und Butjadingen; 

6. Berne, für den Amtsbezirk Elsfleth; 

7. Delmenhorst, für die Stadtgemeinde Delmenhorst und den Amtsbezirk 
Delmenhorst; 

8. Wildeshausen, für den Amtsbezirk Wildeshausen; 

9. Vechta, für den Amtsbezirk Vechta; 

10. Cloppenburg, für die Amtsbezirke Cloppenburg und Friesoythe. 

§ 5. Die Bildung einer neuen Synagogengemeinde, die Aufhebung einer 
bestehenden oder ihre Vereinigung mit einer anderen Synagogen gern ein de, 
sowie die Änderung der Grenzen einer Synagoghngemeinde können nach 
Anhörung der Beteiligten vom Landesgemeinderat (§ 12) angeordnet wer¬ 
den. Jedoch ist dazu die Genehmigung des Staatsministeriums erforderlich, 
die öffentlich bekannt zu machen ist. 

§ 6. (1) Die Zugehörigkeit zu einer Synagogengemeinde wird für jeden 

Juden durch seinen Wohnsitz innerhalb dieser Gemeinde begründet. § 62 
der Reichsabgabenordnung findet Anwendung. In Ermangelung eines festen 
Wohnsitzes steht diesem der gewöhnliche Aufenthalt (§ 63 der Reichs- 
abgabenordnung) gleich, wenn er mindestens drei Monate dauert. 

(2) Die Zugehörigkeit erlischt durch die Aufgabe des Wohnsitzes oder 
des gewöhnlichen Aufenthalts im Bezirk der Synagogengemeinde, sowie 
durch den Austritt aus der Jüdischen Religionsgesellschaft. Hinsichtlich des 
Austritts gelten die Bestimmungen des Gesetzes für den Freistaat Olldenburg 
vom 18. Mai 1922, betreffend den Austritt aus den Religionsgesellschaften 
des öffentlichen Rechts. 

(3) Jeder Angehörige einer Synagogengemeinde ist zugleich Angehöriger 
der Landesgemeinde. 

§ 7. (1) Die Zugegehörigkeit zu einer Synagogengemeinde begründet 

das Recht auf Benutzung der Einrichtungen der Gemeinde, insbesondere auf 
Inanspruchnahme der religiösen und rituellen Handlungen und des jüdischen 
Friedhofs sowie die Pflicht, zu den Gemeindelasten beizutragen und Ge¬ 
meindeehrenämter 'anzunehmen. 

(2) Die Wahlberechtigung und die Wählbarkeit regeln sich nach § 13. 

§ 8. (1) Die Jüdische Landesgemeinde und die Synagogengemeinderi 

sind berechtigt, zur Deckung der durch ihre Bedürfnisse verursachten Aus¬ 
gaben (§§ 9—11) gemäß §§ 12 bis 19 nach den vom Ministerium der Kirchen 
und Schulen genehmigten Steuerordnungen von ihren Angehörigen Steuer^ 
und Abgaben zu erheben, wenn nach den Grundsätzen einer ordnungs¬ 
mäßigen Verwaltung andere Mittel nicht beschafft werden können. 

(2) Die Genehmigungen der Steuerordnungen darf nur versagt werden, 
wenn sie mit gesetzlichen Bestimmungen in Widerspruch stehen. 

(3) Die Steuerordnungen sind vom Ministerium der Kirchen und Schulen 

öffentlich bekannt zu machen. . v 

§ 9. Als solche Ausgaben der Landesgemeinde gelten: 

a) die Ausgaben für die Besoldung des Landesrabbiners einschließlich 
des Ruhegehalts und der Versorgungsbezüge seiner Hinterbliebenen; 

b) die Kosten 'der Rechnungsführung der Steuerkasse der Landesgemeinde 
einschließlich der Kosten der Steuererhebung; 

c) die Geschäftskosten des Landesgemeinderats, des Landesausschusses 
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und des Landesrabbiners einschließlich der Tagegelder und Auslagen der 
Abgeordneten und des Landesrabbiners; 

d) die Kosten der Unterstützung steuerschwacher Synagogengemeinden 
zur Erhaltung des Kultus und des Religionsunterrichts. 

§ 10. Als solche Ausgaben der Synagogengemeinden gelten: 

a) die Kosten der Bereitstellung ^r zur Abhaltung des öffentlichen 
Gottesdienstes erforderlichen Räume und Einrichtungen; 

b) die Kosten der Fürsorge für den Religionsunterricht; 

c) die Kosten der Fürsorge für die religiösen und rituellen Handlungen-, 

d) die Kosten der Errichtung und Unterhaltung eines jüdischen Friedhofs 

e) die Leistung der Bezüge des Religionslehrers; 

f) die Vergütung der Angestellten der Gemeinde. • * 

§ 11. Außerdem können die Kosten anderer auf Herkommen beruhen¬ 
der oder zur Befriedigung des religiösen Bedürfnisses einer größeren Anzahl 
von Angehörigen der jüdischen Religionsgesellschaft dienender Einrich¬ 
tungen auf den Haushalt der Landesgemeinde oder der Synagogengemeinden 
übernommen werden. Dasselbe gilt von den Kosten von Maßnahmen zur 
Forderung des. Judentums der jüdischen Anstalten und. Einrichtungen im 
allgemeinen. 

§ 12. Die Landesgemeinde wird durch einen Landesgemeinderat und 
einen Landesausschuß vertreten und verwaltet. Die Verteilung der Geschäfte 
unter ihnen ist Sache des Landesgemeinderats, insoweit nicht im Gesetz 
der Landesgemeinderat allein für zuständig erklärt-ist. 

(2) Die Synagogengemeinden werden durch einen Synagogengemeinde¬ 
rat vertreten und verwaltet. 

§13. (1) Die Steuerordnungen müssen die näheren Bestimmungen über 

die Zusammensetzung, Wahl, Befugnisse und Geschäftsführung des Landes¬ 
gemeinderats, des Landesausschusses und der Synagogengemeinderäte ent¬ 
halten, inbesondere über, die Beteiligung des Landesgemeinderats und der 
Synagogengemeinderäte an der Aufstellung der Haushaltspläne -und an der 
Rechnungsführung, ferner über die Rechte der Angehörigen der Synagogen¬ 
gemeinden auf Einsicht in den Haushaltsplan und die Rechnungen, sowie 
über die Aufbringung, Umlegung und Erhebung der Steuern und über das 
Beschwerdeverfahren in Steuersachen. 

(2) Dabei sind im allgemeinen die Vorschriften der revidierten Ge¬ 

mein deordnung für den Landesteil Oldenburg in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend zur Anwendung zu bringen. Für die Landes¬ 
gemeinde tritt der Landesausschuß an die Stelle des Gemeindevorstandes 
der Landesgemeinderat an die Stelle des Gemeinderats, für die Syna¬ 
gogengemeinden der Synagogengemeinderat an die Stelle zugleich des 
Gemeindevorstandes und des Gemeinderats, der Landesgemeinderat oder 
der Landesausschuß an die Stelle der dem Gemeindevorstand übergeord¬ 
neten Aufsichtsbehörde. • 

(3) Die Wahlen erfolgen nach einer vom-Landesgemeinderat mit Ge¬ 
nehmigung des Ministeriums der Kirchen und Schulen zu erlassenden 
Wahlordnung. 

(4) Die Aufbringung der Steuern und Abgaben hat in der Regel durch 
gleichmäßige Zuschläge zur Einkommensteuer zu erfolgen. Neben diesen 
Zuschlägen^ können Zuschläge zur reichsgesetzlichen Vermögenssteuer 
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erhoben werden. Ein anderer Umlagefuß bedarf der Genehmigung des 
Ministeriums-der Kirchen und Schulen. 

(5) Die Hebung der Steuern und Abgaben-kann den Amtskassen oder 
anderen öffentlichen Kassen übertragen werden. 

§ 14. (1) Steuerpflichtig sind alle Angehörigen der Synagogengemein¬ 

den mit Ausnahme des Landesrabbi^grs und der Kultusbeamteri. 

(2) Die Steuerpflicht beginnt mit dem ersten Tage des Monats, der 
auf den Eintritt des steuerpflichtig machenden Umstandes folgt. Sie er¬ 
lischt oder ändert sich mit dem Ablauf des Monats, in dem der Befrei- 
ungs- oder Änderungsgrund' eintritt. Im übrigen gilt § 2 des Gesetzes 
für-den Freistaat Oldenburg vom 18. Mai 1922, betreffend den Austritt» 
aus d§n Religionsgesellschaften des öffentlichen Rechts. 

§ 15. (1) Die Steuern und Abgaben der Landesgemeinde müssen vom 

Landesgemeinderat, die Steuern und Abgaben der Synagogengemeinden 
von den Synagogengemeinderäten beschlossen werden. 

(2) Der Steuerbeschluß eines Synagogengemeinderats kann durch eine 

Anordnung des Landesgemeinderats'oder des Landesaus^chusses ersetzt 
Werden, wenn die Bildung-eines Synagogengemeinderats unterbleibt oder 
die Synagogengemeinde die Aufbringung der für ihre Bedürfnisse oder 
iur die Bedürfnisse der- Landesgemeinde notwendigen Mittel oder die 
Erfüllung einer ihr nach Recht oder Herkommen obliegenden Verpflich¬ 
tung ablehnt oder unterläßt. * 

(3) Im Falle des Absatz 2* kann der Landesgemeinderat oder der 
Landesausschuß die erforderlichen Mittel in den Haushalt der Synägogen- 
gemeinde einstellen und erheben lassen. 

§ 16. (1) Der Betrag der Steuern und Abgaben für die Landesge¬ 
meinde — - Landessteuer — wird vom Landesgemeinderat oder vom 
Landesausschuß festgestellt und von den Angehörigen der Landesge¬ 
meinde nach denselben Grundsätzen wie die Steuern und Abgaben der 
Synagogengemeinden aufgebracht. 

(2). Die Anwendung eines anderen Beitragsfußes bedarf der Geneh¬ 
migung des Ministeriums der Kirchen und Schulen. 

§ 17. Die Behörden und Beamten der Landesgemeinde und der Syna¬ 
gogengemeinden sind zur Geheimhaltung in Steuersachen verpflichtet: 
Hierfür gelten die Vorschriften der Reichsabgabenordnung (§§ 10 und 
376) entsprechend. 

§ 18. (1) Die Rechtsbeschwerde beim Oberverwaltungsgericht findet 

statt; 

1. gegen Entscheidungen des Landesgemeinderats oder des Landes¬ 

ausschusses auf die Beschwerde eines Steuerpflichtigen über seine Heran¬ 
ziehung oder Veranlagung zu Steuern und Abgaben der Synagogen¬ 
gemeinde; . 

2. gegen den Beschluß des Landesgemeinderats oder des Landes- 
ausschusses *über den Einspruch eines Steuerpflichtigen gegen seine 
Heranziehung oder Veranlagung zur. Landessteuer; 

3 gegen eine Anordnung des Landesgemeinderats oder des Landes¬ 
ausschusses, durch die ein Steuerbeschluß einer Synagogengemeinde er¬ 
setzt-oder eine Zwangseintragung in deren Haushalt erfolgt ist; 

4. gegen Entscheidungen des Landesgemeinderats oder des Landes- 
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ausschusses über das Wahlrecht und die Wählbarkeit., zum Synagogen¬ 
gemeinderat und zum Landesgemeinderat; 

5. gegen Entscheidungen des Landesgemeinderats oder des Landes- 
ausschusses über die Richtigkeit der Wählerlisten und die Gültigkeit der 
Wahlen zum Syn^gogengemeinderat und zum Landesgemeinderat; 

6. gegen Entscheidungen des Ministeriums der Kirchen und Schulen 
über die Versagung der Genehmigung von Steuer Ordnungen der Syna¬ 
gogengemeinden oder der Landesgemeinde. 

(2) Die Rechtsbeschwerde hat in den unter Ziffer 1, 2, 4 und 5 ange¬ 
gebenen. Fallen keine aufschiebende Wirkung, jedoch dürfen im Falle 
unter Ziffer 4 Wahlen zum Ersatz der für ungültig erklärten Wahlen vor 
rechtskräftig ergangener Entscheidung nicht vorgenommen werden. 

(3) Die Rechtsbeschwerde kann nur darauf gestützt werden: a) daß 
die Entscheidung auf Nichtanwendung oder unrichtiger Anwendung des 
bestehenden Rechts oder auf einem Verstoße wider den klaren Inhalt 
der Akten beruhe, oder b) daß das Verfahren an wesentlichen Män¬ 
geln leide. 

(4) Die. Frist zur Einlegung und Begründung einer Rechtsbeschwerde 
beträgt einen Monat nach Zustellung der Entscheidung. 

(5) Die Ausdehnung der Zuständigkeit des Oberverwaltungsgerichts 
auf weitere Angelegenheiten der Jüdischen Religionsgesellschaft kann 
nur durch Gesetz erfolgen. 

§ 19. Die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes, soweit erforderlich 
unter Genehmigung des ^Ministeriums' der Kirchen und Schulen (§ 8 Abs. 1, 
§ 13 Abs. 4. § 16 Abs. 2), festgesetzten Steuern und Abgaben und die mit 
Genehmigung des Ministeriums der Kirchen und Schulen festgesetzten 
Gebühren der Landesgemeinde oder der Synagogengemeinden werden, 
wenn sie von den Pflichtigen nicht freiwillig zu den festgesetzten Ter¬ 
minen geleistet werden, auf Antrag des Landesgemeinderats oder des 
Landesausschusses -oder des Synagogengemeinderats von dem für den 
Pflichtigen zuständigen Amt oder Stadtmagistrat I. Klasse nach den über 
die Zwangsvollstreckung in Verwaltungssachen geltenden Bestimmungen, 
oder, wenn die Hebung der Steuern und Abgaben den Amtskassen oder 
anderen öffentlichen Kassen übertragen ist, von diesen nach den für sie 
geltenden Vorschriften über die Beitreibung öffentlicher Abgaben zwangs¬ 
weise eingezogen. 

§ 20. Das Ministerium der Kirchen und Schulen hat im Gesetzblatt 
den Zeitpunkt bekannt zu.machen, zu dem dieses Gesetz in Kraft tritt 
und die bisherigen gesetzlichen und sonstigen Vorschriften über die 
Jüdische Religionsgenossenschaft außer Kraft treten. 
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LAWS AND ORDINANCES 

ENACTED SUBSEQUENT TO 
30th JANUARY 1933 



Law of the 28th March 1938 r RGBl. I 5. 338, regulating for the Reich 

the legal position of Jewish communities (Kultusvereinigungen) 

Die Rcichsregierung hat das folgende Gesetz beschlossen, das hiermit 
verkündet wird: 

§ 1. (1) Die jüdischen Kultusvereinigungen und ihre Verbände er¬ 
langen die Rechtsfähigkeit durch Eintragung in das Vereinsregister. 

(2) Mit Ablauf des 31. März 1938 verlieren die jüdischen Kultusvei'eini- 
gungen und ihre Verbände die Stellung von Körperschaften des öffent¬ 
lichen Rechts, soweit sie diese bisher besaßen. Sie sind von diesem Zeit¬ 
punkt an rechtsfähige Vereine des bürgerlichen - Rechts. Die Eintragung 
in das Vereinsregister ist nachzuholen. 

§ 2. Die Beamten der im § 1 Absatz 2 genannten Vereinigungen und 
Verbände verlieren mit Ablauf des 31. März 1938 ihre Beamteneigcn- 
- Schaft. Sie treten mit demselben Zeitpunkt zu den Vereinigungen und 
Verbänden in ein bürgerlich-rechtliches Dienstverhältnis, auf das die 
bisherige Regelung ihrer Rechte und Pflichten entsprechende Anwen¬ 
dung findet. 

§ 3. (1) Der Genehmigung durch die höhere Verwaltungbehörde be¬ 
dürfen: Beschlüsse der Organe der jüdischen Kultus Vereinigungen und 
ihrer Verbände a) bei Bildung, Veränderung und Auflösung der Ver¬ 
einigungen und Verbände, b) bei Veräußerungen oder wesentlichen Ver¬ 
änderungen von Gegenständen, die einen geschichtlichen, wissenschaft¬ 
lichen oder Kunstwert haben, insbesondere von Archiven oder Teilen 
von solchen. * 

(2) Die höhere Verwaltungsbehörde kann gegen die Berufung dör 
Mitglieder der Organe der jüdischen Kultus Vereinigungen und ihrer Ver¬ 
bände Einspruch erheben. 

.§ 4. Der Reichsminister für die kirchlichen Angelegenheiten kann 
zur Durchführung und Ergänzung dieses Gesetzes im Einvernehmen mit 
dem Reichsminister des Innern Rechts- und Verwaltungsvorschriften er¬ 
lassen. - ^ 

§ 5. (1) Das Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1938 in Kraft. 

(2) Mit diesem Zeitpunkt treten entgegenstehende Bestimmungen 
außer Kraft. 

(3) Die Inkraftsetzung dieses Gesetzes für das Land Österreich bleibt 
Vorbehalten. 
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First subsidiär/ Ordinance under the law regulating the legal 
Position of Jewish communities (dated 30th January 1939 RGBl. I. 153) 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der jü¬ 
dischen Kultus Vereinigungen vom 28. März 1938 (Reichs gesetzbl I S. 338) 
wird verordnet: - . 

§ 1. Der Eintritt in die jüdischen Kultusvereinigungen und ihre Ver¬ 
bände sowie der Austritt aus den Vereinigungen und Verbänden bestimmt 
sich nach den Vorschriften des Bürgerlichen Rechts. 

§ 2, (1) Als Angehöriger der jüdischen Religionsgemeinschaft gilt nur, 
wer ein€r jüdischen Kultusvereinigung angehört, 

(2) Personen, die nach früherem Recht lediglich aus den früheren 
Synagogengemeinden ausgetreten sind, ohne damit gleichzeitig aus der 
jüdischen Religionsgemeinschaft ausgetreten zu sein, gehören vom Tage 
des Inkrafttretens des Gesetzes der jüdischen Kultusvereinigung an, in 
deren Bereich sie ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthaltsort habeft. 

§ 3. (1) Die jüdischen Kultusvereinigungen haben von dem Ein-‘oder 
Austritt unverzüglich die Meldebehörde.des Ortes zu benachrichtigen, in 
dem die ein- oder ausgetretene Person ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt hat. 

(2) Ferrifcr ist von dem Ein- oder Austritt verheirateter oder verhei- • 
ratet gewesener Personen unverzüglich dem Standesbeamten Mitteilung 
7\x machen, der die Eheschließung der ein- oder ausgetretenen Person 
beurkundet hat. 

§ 4. Alle vor dem 1. Januar 1938 im Reichsgebiet geltenden Bestim¬ 
mungen über die Rechtsverhältnisse der jüdischen Kultusvereinigungen 
gelten als entgegenstehende Bestimmungen im Sinne des § 5 Absatz 2 
des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der jüdischen Kultus Vereinigun¬ 
gen und treten außer Kraft. 


Tenth subsidiary ordinance under the Reich Citizenship Law (dated 
4th July 1939 RGBl. I, 109). 

Auf Grund des § 3 des Reichsbürgergesetzes vom 15. September 1935 
(Reichsgesetzbl. I S. 1146) wird folgendes verordnet: 

Artikel I. Relchsvereinigung der Juden 

§ 1. (1) Die Juden werden in einer Reichsvereinigung zusammenge- 
schlossen*. 

(2) Die Reichsvereinigung ist ein rechtsfähiger Verein. Sie führt den 
Namen „ReichsVereinigung der Juden in Deutschland“ und hat ihren 
Sitz in Berlin. 

(3) Die Reichsvereinigiing bedient sich als örtlicher Zweigstellen der 
j üdischen Kultusvereinigungen. 

§ 2. (1) Die Reichs Vereinigung hat den Zweck, die Auswanderung der 
Juden zu fördern. * • 

(2) Die ‘keichsvereinigung ist außerdem 1. Träger des jüdischen Schul¬ 
wesens, 2. Träger der freien jüdischen Wohlfahrtspflege. 


31 








(3) Der Reichsminister des Innern k-ann rior' t, ■ • 
lere Aufgaben übertragen Re.chsvereimgung wei- 

d«r M.n” SJlÄlrwt; SLÄS2 - ? T *“ ■’ **“ 

*■£■ - ”*>»!■*-«ssrra;» 

Beitritt zur Eeichsvereinigung freigestellt • er 

§ 5. ( 1 ) Der Reichsrninister des Innern kann jüdische Vereine Orea 

sss^Är —~ r *• 

des (2 iü5erh a chL d Re^ SU n S g l Uet ! für äic Liquidation die Vorschriften 

T» d”r L " k T, ■"“ 

mögen h f ‘ Reichsvereinigung mit ihrem gesamten Ver- 

sä* ä tirÄsr r 

pmit” '>“■ Krettiuä™: 

Artikel II. Jüdisches Schulwesen 

Jua?! ’ “ <" * **• 

voÄJ^? m Zwedce hat die «^Vereinigung die notwendige Zahl 
» Und zu l,nter halten. Sie kann aulerdem 
Mittel und höhere Schulen sowie Berufs- und Fachschulen und sonst ise 

JudmßSdrtia S “* " n “ rh "““' d “ *» Auswanderung der 

Jtz srÄi F " ,bi,a "" B 

schulen 0 * 6 V ° n dGr ReiChsvereinigütlg unterhaltenen Schulen sind Privat- 
* ' • 
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§ 7. Juden dürfen nur Schulen besuchen, die von der Jteichsver- 
einigung unterhalten werden. Sie sind nach' Maßgabe der allgemeinen 
'Vorsdirifteii'über die Schulpflicht zum Besuch dieser Schulen verpflichtet. 

§ 8. (1) Die bestehenden öffentlichen und privaten jüdischen Schulen, 

Einrichtungen der jüdischen Lehrerbildung und sonstigen jüdischen Er¬ 
ziehungseinrichtungen werden aufgelöst, wenn die Reichsvereinigung sie 
bis zu einem von dem Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und 
Volksbildung im Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern zu 
bestimmenden Termin nicht übernimmt. * - 

(2) Vermögen der Juden, das für den Betrieb der jüdischen Schul¬ 
einrichtungen benutzt worden ist; ist der Reichsvereinigung auf Anforde¬ 
rung gegen angemessene Entschädigung zu überlassen. Über die Berech¬ 
tigung der Anforderung‘solchen Vermögens für den Betrieb der jüdischen 
Schuleinrichtungen und über die Höbe der Entschädigung entscheidet in 
Zweifelsfällen die Schulaufsichtsbehörde unter Ausschluß des Rechtswegs. 

§ 9. Die im Beamten Verhältnis stehenden Lehrkräfte der jüdischen 
Schulen treten mit dem Ablauf des 30. Juni 1939 in den Ruhestand. Sie 
sind verpflichtet, eine ihnen von "Üer Reichsvereinigung der Juden an¬ 
gebotene Beschäftigung an einer jüdischen Schule anzunehmen. Andern¬ 
falls verlieren sie den Ans'pruch auf Ruhegehalt. 

§ 10. Die Vorschriften des Reichs- und Landesrechts über die Be¬ 
schulung von Juden, insbesondere-über die Zulassung von Juden zum 
Schulbesuch, über die Errichtung und Unterhaltung öffentlicher jüdischer 
Schulen sowie über die Bereitstellung öffentlicher Mittel für Zwedce des 
jüdischen Religionsunterrichts, treten außer Kraft. 

§ 11. Das jüdische Schulwesen untersteht der Aufsicht des Reichs¬ 
ministers für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung. 

Artikel III. Jüdische Wohlfahrtspflege 

§ 12. Die Reichsvereiriigung hat als Träger der jüdischen freien 
Wohlfahrtspflege (§ 35a Absatz 1 Satz 1 der Reichsgrundsätze über Vor¬ 
aussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom’l. August 1931, 
Reichsgesetzbl. I S. 439, in- der Fassung der Verordnung über die öffent-r 
liehe Fürsorge für Juden v. 19. November 1938, Reichsgesetzbl. I S. 1649) 
nach Maßgabe ihrer Mittel hilfsbedürftige Juden so ausreichend zu unter¬ 
stützen, daß die öffentliche Fürsorge nicht einzutreten braucht. Sie hat 
Vorsorge zu treffen, daß für anstaltspflegebedürftige Juden ausschließlich 
für sie bestimmte Anstalten zur Verfügung stehen. 

Artikel IV. Schlußbestimmungen 

§ 13. Eine Entschädigung für Nachteile, die durch die Durchführung 
dieser Verordnung entstehen, wird nicht gewährt. 

§ 14. (1) Der Reichsrninister des Innern erläßt die zur Durchführung 

der Verordnung erforderlichen Vorschriften. 

(2) Soweit das jüdische Schulwesen betroffen wird, werden die Vor¬ 
schriften von dem Reichsminister für Wissenschaft, Erziehung und Volks¬ 
bildung im Einvernehmen mit dem Reichsminister des Innern erlassen. 
Das gleiche gilt für Maßnahmen auf Grund des § 5, wenn die betroffene 
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jüdische Einrichtung zum Geschäftsbereich des Reichsministers für 'Wis¬ 
senschaft. Erziehung und Volksbildung gehört. 

§ 15. Die Inkraftsetzung dieser Verordnung für die Ostmark bleibt 
Vorbehalten. 


Second subsidiary Ordinance under the Law Regulating the legal 
Position of Jewish communities (dated 4th August 1939 RGBl, I 1350) 

§ 1. Die Reichsvereinigung* der Juden in Deutschland kann für jü¬ 
dische Kultus Vereinigungen, die keineh ordnungsmäßigen Vorstand haben, 
einen neuen Vorstand bilden. 

§ 2. t)er Vorstand der jüdischen Kultusvereinigung hat die von der 
Reichs Vereinigung der Juden in Deutschland aufgestellte Mustersatzung 
für jüdische Kultus Vereinigungen bei der nach § 1 Absatz 2 des Gesetzes 
über die Rechtsverhältnisse der jüdischen Kultus Vereinigungen und nach 
§ 59 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorzunehmendeh Anmeldung der 
jüdischen Kultus Vereinigungen zur Eintragung in das Vereinsregister zu¬ 
grunde zu legen. Einer Beschlußfassung durch weitere Organe der jü¬ 
dischen Kultusvereinigungen hierüber bedarf es nicht. 

Oficial Interpretation by the Reich Minister of Justice of para 5 of 
the tenth subsidiary ordinance under the Reich Citizenship Law (AV. 
d. RJM. v. 22. 1. 1942 — 3411 — C“ 58 — published in,Deutsche Justiz 

1942 S. 85). 

Gemäß § 1 des Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der jüdischen 
Kultusvereinigungen vom 28. 3. 1938 (RGBl. I S. 338) sind die jüdischen' 
Kultusvereinigungen und ihre Verbände in djas Vereinsregister einge¬ 
tragen worden. Mit der auf Grund des § 5 der Zehnten VO. zum Reichs^ 
bürgergesetz vom 4. 7. 1939 (RGBl. I S. 1097) ergangenen Anordnung des 
RMdJ. vom 27.’ 5. 1941 — PolS. IV B 4 b (neu) 520/39 — (14) RV — ist 
eine Reihe von jüdischen Kultusvereinigungen in die Reichsvereinigung 
der Juden eingegliedert worden. Bei einigen Registergerichten sind nun 
Zweifel aufgetaucht, ob mit der Eingliederung der Verlust der Rechts¬ 
fähigkeit verbunden sei. Einige Gerichte haben in der Annahme des 
Verlustes der 'Rechtsfähigkeit die eingegliederten jüdischen Kultusver¬ 
einigungen im Vereinsregister gelöscht, andere haben, ohne sie zu 
löschen, im Vereinsregister lediglich die Tatsache der Eingliederung er¬ 
sichtlich gemacht. 

Mit dem Reichsführer und Chef der Deutschen Polizei im RMdJ. 
bin ich der Auffassung, daß eine Eingliederung gemäß § 5 der Zehnten 
VO. zum Reichsbürgergesetz für eine eingegliederte Vereinigung nach 
dem Sinn und Zweck dieser Verordnung den Verlust der Rechts¬ 
fähigkeit zur Folge hat. Die genannte Verordnung zielt-darauf hin, 
durch eine Zusammenfassung der noch in Deutschland vorhandenen 
Juden und jüdischen Organisationen in der Reichsvereinigung eine schär- 
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* feie Aufsicht ujid eine Vereinfachung in der Verwaltung und Verwertung 
der vorhandenen Vermögensmassen zu gewährleisten. Dieser Zweck wird 
jedoch nur erreicht werden können, wenn mit der Eingliederung einzelner 
jüdischer Organisationen diese zahlreichen kleinen Rechtsträger jüdischen 
Vermögens unter Verlust der ursprünglichen Rechtsfähigkeit in der 
> großen Rechtspersönlichkeit zusammengefaßt werden. Diese Zusammen¬ 
fassung bedeutet für die betroffene jüdische Einrichtung auch infolge 
der grundlegenden Veränderung ihrer eigentlichen Zweckbestimmung ein 
völliges Aufgeben der früheren Selbständigkeit zugunsten des größeren 
Rechtsverbandes. Mit der Eingliederung erhält sie nämlich die der 
Reichsvereinigung nach § 2 Absatz 1 der Zehnten VO. zum Reichsbürger¬ 
gesetz zugewiesene Hauptzweckbestimmung, die Auswanderung der Ju¬ 
den zu fördern. Die betroffene Einrichtung dient daher von dem Tage 
der Eingliederung an in erster Linie völlig neuen Zwecken, deren Ver¬ 
folgung ihr ursprünglich fernlagen, und gibt damit ihr ursprüngliches 
Eigenleben auf. 


Ordinance of the Innenminister of the Reich of the 27th May 1941. 

Eeichsminister des Innern. Berlin, den 27. Mai 1941. 

Pol. S-IV B 4 b (neu) 520/39 — (14) Rv. 

Anordnung 

Auf Grund des § 5 der Zehnten Verordnung zum Reichsbürgergesetz 
vorn 4. 7. 1939 (RGBl. I S. 1097) ordne ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Reichsminister für die kirchlichen Angelegenheiten die Eingliede¬ 
rung der in dem nachgehefteten Listenauszug unter lfd. Nr. 8 genannten 
jüdischen Kultusvereinigung in die „Reichsvereinigung der Juden in 
Deutschland“ an. 

Im Aufträge: gez.: Eichmann. 

fl-’.S.) Beglaubigt, gez.: Baesecke^ Kanzleiangestellte. 

~ ■ « 

Third subsidiary ordinance under the Law regulating the legal position 
of Jewish communities (dated 8th April 1942 RGBl. I. S. 161). 

§ 1. Der Austritt aus den jüdischen Kultusvereinigungen und ihren 
Verbänden bedarf der Genehmigung des Reichsmihisters des Innern oder 
der von ihm bestimmten Stellen. 

§ 2. Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. September 1941 ab 
in Kraft. 
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GESETZ NR. 1 JD E R MILITÄRREGIERUNG 
Aufhebung nationalsozialistischer Gesetze 

Artikel I 

1. Die folgenden nationalsozialistischen Grundgesetze, die seit dem 
30. Januar 1933 eingeführt wurden, sowie sämtliche Ergänzungs- und 
Ausführungsgesetze, Vorschriften und Bestimmungen, verlieren hiermit 
ihre Wirksamkeit innerhalb des besetzten Gebietes. 

(j) Reichsbürgergesetz vom 15. September 1935, RGBl. 1/1146. 


Artikel II 

Nicht-Anwendung von Rechtssätzen 

3. Kein deutscher Rechtssatz, gleichgültig wie und wann erlassen 
oder verkündet, darf durch die Gerichte oder die Verwaltung innerhalb 
des besetzten Gebietes angewendet werden, falls solche Anwendung im 
Einzelfalle Ungerechtigkeit und Ungleichheit verursachen würde, indem 
entweder (a) jemand wegen seiner Beziehungen zur NSDAP, zu deren 
Gliederungen, angeschlossenen Verbänden oder betreuten Organisationen 
begünstigt wird, oder (b) jemandem wegen seiner Rasse, Staatsange¬ 
hörigkeit, seines Glaubensbekenntnisses oder seiner Gegnerschaft zur 
NSDAP und deren' Lehren Nachteile zugefügt werden. 


36 






















